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Dritter Teil .

Die Tätigkeit des Zentrums auf volkswirtſchaftlichem
Gebiete .

A. Allgemeines .

41 . Maßnahmen gegen die Folgen der wirtſchaft -

lichen Kriſis und der Arbeitsloſigkeit forderte eine Inter⸗

pellation des Zentrums (J. Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1004 ) vom

4. November 1908 und der Sozialdemokraten (I. Seſſ . 1907,09

Druckſ. Nr . 1008 ) vom 4. November 1908 . Am 13 . und 14 . No⸗

vember 1908 wurden beide Anfragen verhandelt . Abg . Dr . Pieper

konſtatierte zunächſt den Umfang der herrſchenden Arbeitsloſigkeit und
ging dann auf die Abhilfemittel ein .

Es muß in erſter Linie auf die Maßnahmen hingewieſen werden , die ſofort

durch Reich, Staat und Gemeinden getroffen werden können . Dazu gehört zu⸗

nächft die Beſchaffung von Arbeit . Das Reich iſt Arbeitgeber in ſeiner Reichs⸗

poſtverwaltung , Reichseiſenbahnverwaltung , Militär⸗ und Marineverwaltung . All⸗

jährlich werden im Etat viele Millionen bewilligt für Bauten uſw . Dabei werden

nicht bloß die gewerblichen Arbeiter bedacht , ſondern auch vielfach die Handwerker .

Zumeiſt aber handelt es ſich um Schaffung von Arbeit für die gewerblichen
Arbeiter . Da muß zunächſt die Bedingung geſtellt werden , daß in Zeiten der
Kriſis inländiſche Arbeiter vor den ausländiſchen bevorzugt werden . Weiter muß

darauf gehalten werden , daß bei Vergebung ſolcher Arbeiten entſprechend den vom

Reichstage beſchloſſenen Reſolutionen auch die in den betreffenden Gewerben ab⸗

geſchloſſenen Tarife eingehalten werden . Zunächſt ſprechen wir darum die dringende
Bitte an die einſchlägigen Reichsverwaltungen aus , alle durch den vorjährigen Etat

bewilligten Arbeiten , ſoweit es noch nicht geſchehen iſt , ſofort ausführen zu laſſen .
In früheren Jahren haben wir zuweilen Reſte vorgefunden , die nicht verbraucht
waren . Das darf in dieſem Jahre nicht geſchehen . Dann ſollte die Reichs⸗

regierung die Hand dazu bieten , daß durch einen Notetat diejenigen . Raten von

öffentlichen Bauten uſw. , die im nächſten Etat vorgeſehen ſind und keinen Gegen⸗
ſtand des Streits bilden werden , vorweggenommen werden ( ſehr richtig !in der

Mitte ) , damit ſie noch in den Wintermonaten vor April erledigt werden können.
Erneute Zuſtimmung in der Mitte . ) Meine Herren , das Neich iſt nur in be⸗
ſchränktem Maße Arbeitgeber und Unternehmer ; in weiterem Maße ſind das die
Bundesſtaaten . Da muß auch diesmal die Reichsregierung Anlaß nehmen , in
einem Rundſchreiben nicht bloß die einzelſtaatlichen Regierungen zu erſuchen, mög⸗

lichſt Arbeit zu ſchaffen , ſondern mit denſelben auch in Beratung zu treten, in

welcher Weiſe dies am beſten geſchehen kann . Mehr noch als die einzelnen
Bundesſtaaten können aber die Gemeinden tun durch Vergebung von Arbeiten .
Vom Reichstage und vor allem von den verbündeten Regierungen muß aber auch
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ein Appell ergehen an die Privaten im Lande . Vor allem wäre hier eine Auf⸗
gabe zu löſen durch die zahlreichen Wohlfahrtsvereine , die ſich in großer Zahl der
Zentralſtelle für Volkswohlfahrt angeſchloſſen haben . Dieſe müſſen auf wohl⸗
habende Private einwirken , daß nicht auch ſie im gegenwärtigen kritiſchen Augen⸗
blick mit Vergebung von Arbeiten zurückhalten , die in der nächſten Zutunft doch
einmal notwendig werden ; im Gegenteil , auch die wohlhabenden Privaten müſſen
es als ihre Aufgabe anſehen , gerade jetzt ſolche Arbeiten zu vergeben , für die das
Geld vorhanden iſt . Meine Herren , als weitere ſofortige Aufgabe erſcheint meinen
politiſchen Freunden eine möglichſt bald vorzunehmende Arbeitsloſenzählung . Eine
Arbeitsloſenzählung , vorgenommen durch das ganze Deutſche Reich, würde aber
auch von Bedeutung ſein für die Zukunft , vor allem zur Löſung des Problems
der Arbeitsloſenverſicherung , an das wir gerade in dieſem Augenblick wieder nach⸗
drücklich erinnert werden . Die gegenwärtige Kriſe muß aber auch zum Anlaß
dienen , für die Zukunft vorzubauen , und zwar zunächſt dadurch , daß wir dem
Ausbau des Arbeitsnachweiſes noch mehr Aufmerkſamkeit widmen . Der Arbeits⸗
nachweis iſt die nächſtliegende Vorbedingung jeder Bekämpfung der Arbeitsloſig⸗
keit. Es handelt ſich darum , diejenigen Stellen , welche beſetzt werden können , feſt⸗
zuſtellen , und zwar nicht bloß im engeren Bezirk eines Ortes , ſondern für größere
Bezirke und ganze Länder . Dann aber iſt der Arbeitsnachweis auch der Unterbau
jeder Arbeitsloſenverſicherung . Arbeitsnachweiſe beſitzen wir bereits in allen
größeren Städten . Aber das genügt nicht ; wir müſſen auch die kleineren Städte
einbeziehen , es muß vor allem auch das Land einbezogen werden . Das iſt eine
Forderung , die geſtern noch in Leipzig auf dem diesjährigen Kongreß des Ver⸗
bandes deutſcher Arbeitsnachweiſe aufgeſtellt wurde mit der Begründung , daß
dies auch im Intereſſe des Landes liege. Dem Lande wird nicht geſchadet ,
ſondern genutzt werden , wenn ſich die Arbeitsnachweiſe auch auf das Land er⸗
ſtrecken. Der Arbeitsnachweis muß ſodann zentraliſiert werden für ganze Bezirke ,
für den Bereich der Bundesſtaaten und möglichſt auch für das Reich . Es iſt von
ſeiten der Arbeitsnachweiſe auch darauf hingewieſen worden , daß ſie eine Er⸗
gänzung finden müſſen durch Wanderarbeitsſtätten und Verpflegungsſtationen .
Dieſe haben die Aufgabe , zunächſt als Arbeitsnachweis für die wandernden
Arbeitsloſen zu dienen ; dann aber ſollen ſie dieſen auch Notſtandsarbeiten dar⸗
bieten . In Preußen iſt im vorigen Jahre ein Geſetz geſchaffen worden , wonach
einzelnen Gemeinden oder Kreiſen auch der Provinz auferlegt werden kann, der⸗
artige Wanderarbeitsſtätten vorzuſchteiben . Es wäre zu wünſchen , daß gerade die
gegenwärtige Kriſe auch den übrigen Bundesſtaaten Anlaß gäbe , zur Ergänzung
der ſtädtiſchen und ländlichen Arbeitsnachweiſe ein Syſtem von Wanderarbeits⸗
ſtätten und Verpflegungsſtationen zu errichten . Wenn wir ſo für die Zukunft
vorbauen wollen , können wir auch nicht vorübergehen an dem Problem der obli⸗
gatoriſchen Arbeitsloſenverſicherung . Zwar wird es in der nächſten Zeit noch nicht
die Geſetzgebung beſchäftigen können , da wir gerade vor der Regelung der
Penſionsverſicherung der Privatbeamten , der Vereinfachung der Arbeiterverſicherungund der Einführung einer Witwen⸗ und Waiſenverſicherung ſtehen , vor Aufgaben ,
die den Reichstag lange Zeit voll in Anſpruch nehmen werden . Andererſeits iſt
auch das Problem einer ſtaatlichen Arbeitsloſenverſicherung ſelbſt in den Kreiſen
der Arbeiterorganiſationen noch nicht ſo weit geklärt , daß man dieſen Gedanken
in einem Geſetzentwurf formulieren kann . Gleichwohl ſollten wir doch jetzt ſchon
alles tun , was zur Förderung jener Anſätze einer Arbeitsloſenverſicherung dienen
kann , die im engeren Kreis mit Erfolg ſich betätigt haben . Es bietet ſich den
Gemeinden folgendes Syſtem von Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeits⸗
loſigkeit und ihrer Folgen dar : 1. Ausbau und Zentraliſation des Arbeits⸗
nachweiſes ; 2. kommunale Zuſchüſſe für die gegen Arbeitsloſigkeit in Gewerkſchaften
organiſierten Arbeiter ; 3. Unterſtützung der nichtorganiſierten Arbeiter durch
Notſtandsarbeiten . Die Gemeinden machen die Erfahrung , daß durchweg den
organiſierten Arbeitern keine paſſenden Notſtandsarbeiten dargeboten werden
können . So würden die Notſtandsarbeiten das Mittel der Gemeinden ſein, um



den nichtorganiſierten Arbeitern zu helfen ; dieſe Maßnahmen der Gemeinden müſſen

ergänzt werden durch die Verpflegungsſtationen und Wanderarbeitsſtätten .

Die Sozialdemokraten benutzten auch dieſe Gelegenheit wieder ,

um gegen das Zentrum zu hetzen ; es war ihnen ſehr unangenehm ,

daß dieſes auch eine Anfrage eingebracht hatte . Aber der Abg . Becker

( Arnsberg ) blieb die Antwort nicht ſchuldig und führte die Sozial⸗
demokraten am 14 . November 1908 ſehr ſcharf ab .

42 . Die Vankgeſetznovelle (J. Seſſ . 1907/09 Druckſ .
öNr . 1178 ) ließ die erprobten Grundlagen der Bankverfaſſung un⸗
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angetaſtet ; ſie enthielt unter Aufrechterhaltung unſeres Bankſyſtems

0 haltung unſ 0˖

Vorſchriften , die der Abſicht entſpringen , der fortſchreitenden Entwicklung

des Verkehrs Rechnung zu tragen . Zunächſt bezweckte der Entwurf ,

die Aktionskraft der Reichsbank zu verſtärken . Die Stärkung ſoll 0

durch die Wiedereröffnung und allmähliche Erhöhung des Reſerve⸗

fonds ſowie durch die Erhöhung des ſteuerfreien Notenkontingents

bewirkt werden . Weiter nahm der Entwurf auf eine Sicherung

des Zahlungsverkehrs Bedacht , indem er die Reichsbanknoten

mit der Eigenſchaft eines geſetzlichen Zahlungsmittels ausſtattet .

Im Zuſammenhange hiermit verlieh er den Noten der noch

beſtehenden vier Privatnotenbanken eine erhöhte Verwertbarkeit . Mit

Rückſicht auf das Scheckgeſetz vom 11 . März 1908 erteilte der Ent⸗

wurf der Reichsbank und den Privatnotenbanken die Ermächtigung
zum Ankaufe von Schecks . Er erweiterte endlich den Kreis der im

Lombardverkehr der Reichsbank beleihbaren Pfänder und erſetzte die

Vorſchrift des §S 22 des Bankgeſetzes über die Verpflichtung der

mudg Reichsbank zur Beſorgung der Kaſſengeſchäfte des Reichs durch eine

neue , die Zweifel über die Bedeutung des §S 22 beſeitigt .

Hiernach waren die wichtigſten Beſtimmungen :

1. „ Aus dem beim Jahresabſchluſſe ſich ergebenden Reingewinne

der Reichsbank wird :

1. zunächſt den Anteilseignern eine ordentliche Dividende von

dreiundeinhalb vom Hundert des Grundkapitals berechnet ,

2. von dem verbleibenden Reſte den Anteilseignern ein Viertel ,

der Reichskaſſe drei Viertel überwieſen ; jedoch werden von

dieſem Reſte zehn Hundertſtel dem Reſervefonds zugeſchrieben ,
die je zur Hälfte auf Anteilseigner und Reich entfallen .

Erreicht der Reingewinn nicht volle dreiundeinhalb vom Hundert
des Grundkapitals , ſo iſt das Fehlende aus dem Reſervefonds zu

ergänzen . “
2. Der ſteuerfreie Notenumlauf wurde von 450 . auf 550 Mill.

Mark erhöht und an den Quartalserſten auf 750 Mill. Mark . Die

Kommiſſion ſtimmte dieſen Vorſchlägen zu Gerichterſtatter Abg . Faß⸗

bender) und nahm folgende Reſolution des Zentrums an :



„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , einen Geſetzentwurf
vorzulegen zur Bekämpfung der Gefahren , die dem Publikum
durch Banken und Bankiers erwachſen , die zur Anlage von

Depoſiten oder Spargeldern durch öffentliche oder ſchriftliche
Aufforderungen oder durch Agenten anreizen “.

In der zweiten Leſung beantragte der Abg . Raab , folgende
Gewinnverteilung der Reichsbank vorzunehmen : nach dem Abzug von

3½ % Dividende werden von dem verbleibenden Reſte zehn Hundertſtel
dem Reſervefonds zugeſchrieben , fünfzehn Hundertſtel den Anteils⸗

eignern , fünfundſiebzig Hundertſtel der Reichskaſſe überwieſen , und

ſoweit der den Anteilseignern zufallende Betrag ſechs vom Hundert
des Grundkapitals überſteigen würde , fließt dieſer Ueberſchuß in die

Reichskaſſe .
Am 13 . und 14 . Mai 1909 wurde über dieſe Anträge beraten .

Die Regierung erklärte ſich gegen den Antrag , da ſchon die Vorlage
den Aktionären einen Verluſt von 450 000 M. zumute und das Reich
nichts verliere . Abg . Faßbender erklärte :

„ Es iſt erſtens in Betracht zu ziehen , daß das Anſehen der

Reichsbank unter dem durch den Antrag herbeigeführten Kursſturz
unzweifelhaft leiden wird ; daß zweitens bei der Hergabe der Anteile

zu 147 ſeinerzeit den Anteilnehmern geſagt worden iſt , daß der

innere Wert der Anteile dieſem Kurs dauernd entſprechen würde ,
und drittens , was wohl das wichtigſte iſt , daß auch dem Antrage
Raab unzweifelhaft ein politiſcher Geſichtspunkt innewohnt , daß nämlich ,
wenn der Antrag angenommen werden würde , dieſer Antrag un⸗

zweifelhaft den Verſtaatlichungsbeſtrebungen Vorſchub leiſten würde .
Wir fürchten , daß durch die Annahme des Antrags Raab unzweifel⸗
haft diejenigen Oberwaſſer bekommen würden , welche für die Ver⸗

ſtaatlichung eintreten wollen , und vielleicht dadurch veranlaßt werden

könnten, eine derartige Aktion in abſehbarer Zeit wirklich in Szene
zu ſetzen. Was die Feſtſetzung der Maximalgrenze der Dividende

angeht , ſo iſt ſie deshalb ſo bedenklich , wie der Herr Reichsbank⸗
präſident ſehr richtig ausgeführt hat , weil , wenn dieſes Maximum auf
6 Prozent geſetzt würde , dann unzweifelhaft die durchſchnittliche
Dividende ſehr gering ausfallen würde , da dann die Möglichkeit
wegfallen würde , einen Ausgleich durch einen höheren Satz über
6 Prozent zu ſchaffen . “

Der Antrag Raab wurde mit 177 gegen 142 Stimmen abgelehnt
und die übrigen Vorſchläge des Entwurfs angenommen .

43 . Der Geſetzentwurf über die Doppelbeſteuerung
hat eine Anzahl von Lücken im beſtehenden Geſetze ausgefüllt und

mehr Klarheit in dieſe Frage gebracht . Dabei wurde noch folgende
Reſolution Engelen angenommen :
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„die verbündeten Regierungen

gleichzeitige kommunale Beſteuer
9 * 5

ſtaaten ſich ergebende Doppelbeſt
Wege der Vereinbarung zu beſeitigen “.

44 . Die Fernſprechgebührenordnung ( . Seſſ . 1907/U09

Druckſ. Nr . 1176 ) iſt in der erſten Leſung beraten worden . Nach

dem Entwurf wird für jeden Anſchluß an ein Fernſprechnetz eine

Grundgebühr und eine Geſprächsgebühr erhoben . Die Grundgebühr

iſt die Vergütung für die Ueberlaſſung und Unterhaltung der Apparate

ſowie für den Bau und die Inſtandhaltung der Sprechleitungen .

Sie beträgt

in Netzen von nicht über 1000 Anſchlüſſen . 50 M.

bei mehr als 1000 bis einſchließlich 5 000 Anſchlüſſen 65 „

bXe900 , „ 20 000 „ 80 „

90000 „ i0 70 000 5 90 „

„ „ 70000 Anſchlüſſen für jede angefangenen weiteren

50 060 Anſchlüſſe je 10 M. mehr

jährlich für jeden Anſchluß , der von der Vermittlungsſtelle nicht weiter

als 5 Kilometer entfernt iſt . Die Geſprächsgebühr iſt die Vergütung

für die Herſtellung der Geſprächsverbindungen . Sie beträgt 4 Pf .

für jede Verbindung . Für die Benutzung der Verbindungsanlagen

155 zwiſchen verſchiedenen Netzen oder Orten mit öffentlichen Fernſprech⸗

1 ſtellen werden Geſprächsgebühren erhoben . Sie betragen für eine

15 Verbindung von nicht mehr als drei Minuten Dauer bei einer Ent⸗

fernung

bis zu 25 Kilometer einſchließlich . . 0,20 M.

50
100 5

0

250 4 „ „ „

500 „ 75 Vß 1 „5

1 750⁰
en 250 Kilo⸗über 1000 Kilometer für jede angefangenen weiter

1
meter 50 Pf . mehr .

u ö6 Zur Begründung wurde hingewieſen , daß die jetzig
der Gebühren ungerecht iſt ; denn heute entſtehen für e

folgende Koſten :

e Verteilung
in Geſpräch

0
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Pauſchgebühren⸗ Grundgebühren⸗
Anſchlüſſe Anſchlüſſe

Höhe der 5
5 Höhe auf ein [ Grund⸗ auf ein

in Netzen mit 521 Geſpräch ] gebühr Geſpräch
Pauſch⸗ 5 ein M

Gchuh
ein

8 Hebühren⸗Fnn . Gebühren⸗
gebühr

fPäres
von W1 betrag von

W 5 Pf . ) Pf

365
weniger als 5 Anſchlüſſen 890 0 — —

5 bis 50 80 9,9 —
5100 5 10⁰0 7,8 6⁰ 28,5

401˙ „ 200 5 120 6,3 60 2
201 „ 500 „ 140 4,2 60 16. 9
501 „ ẽ 1000 10 4,1 60 15,1

1001 „ 5000 5 160 3,8 7⁵ 15,9
5001 „ 20 000 5 170 4,5 9⁰ 16,5
mehr als 20 000 1 Hamburg 180 3,3 100 21579

Miſchlüſſen Berlin 180 3,8 100 2174

für das Reichs⸗Poſtgebiet . 4,5 — 1753

Bei einzelnen beſonders ſtark benutzten Pauſchgebühren⸗Anſchlüſſen
entfällt auf das Geſpräch ein viel geringerer Betrag bis herab auf
0,16 Pf . Der hohe Satz des einzelnen Geſprächs in der erſten
Klaſſe der gegen Grund⸗ und Geſprächsgebühren angeſchloſſenen Teil⸗
nehmer erklärt ſich daraus , daß viele von ihnen die Mindeſtzahl von
400 Geſprächen jährlich nicht erreichen , gleichwohl aber den Betrag
von 20 M. entrichten müſſen .

In der erſten Leſung ( 218 . Sitzung vom 3. März 1909 ) ſprach
ſich der Abg . Dr . Pichler für eine Reform aus , da die Poſt heute
nicht mehr auf ihre Koſten komme .

45 . Für die Erhaltung der reinen Walzwerke
trat der Abg . Becker ( Arnsberg ) durch folgende Reſolution ein : „den
Herrn Reichskanzler zu erſuchen , baldtunlichſt eine Novelle zum Zoll⸗
tarifgeſetze vom 25 . Dezember 1902 des Inhalts vorzulegen , daß den
Inhabern von reinen Walzwerken , Eiſen⸗ und Stahlgießereien , Martin⸗
Stahlwerken und Puddelwerken bei der Ausfuhr ihrer Erzeugniſſe
Einfuhrſcheine zum zollfreien Bezuge des Einſatzmaterials für ihre
Auslandsproduktion verliehen werden können “ .

( . Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1154 . )
Der Antragſteller ſchilderte die ſchwierige Lage der reinen Walz⸗

werke im Jahre des Verfalles der gemiſchten Werke .
„ Die Streitenden ſind erſtens die großen gemiſchten Werke , die , mit Roh⸗

eiſen angefangen , alles ſelbſt herſtellen und zum großen Teil auch über eigene
Kohlen und eigene Erze verfügen , zweitens die auf den Bezug von Roheiſen und
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anderem Einſatzmaterial angewieſenen Martit ſtahlwerke ſowie die im Bezuge von

aus Roheiſen hergeſtelltem Halbzeug abhängigen reinen Walzwerke . Es ſoll nicht

verkannt werden , daß die gemiſchten Werke gegen die abhängigen reinen Werke

erhebliche Vorteile haben . Durch die Konzentration erſparen die gemiſchten Werke
Zwiſchenfrachten und ſind in der Lage , das Eiſen in der Hochöfen - und Konverter⸗

hitze ohne nennenswerten Kohlenverbrauch bis zu ſchweren Walzwerkserzeugniſſen ,

wie Schienen , Träger und dergleichen zu verwalzen , wozu ihnen die Ausnutzung

der Hochöfengaſe die billige Kraft liefert . Inſofern alſo Erzeugniſſe in Frage

kommen, die in der erſten Hitze faſt rein mechaniſch fertiggeſtellt werden , ſind die

gemiſchten Werke den reinen unzweifelhaft über . Aber andererſeits ſind die reinen

Werke den gemiſchten Werken gegenüber im Vorteil , wenn es ſich um Erzeugniſſe

handelt , die in der erſten Sitze nicht mehr fertiggeſtellt werden können , die einer

nochmaligen Erhitzung bedürfen und zu deren Fertigſtellung die Hochöfengaskraft

nicht mehr ausreicht . Ganz beſonders ſind die reinen Werke den gemiſchten gegenüber
im Vorteil , wenn es ſich um die Herſtellung von Erzeugniſſen handelt , die einer

beſonders ſorgfältigen Arbeit bedürfen . Dann treten die großen Vorteile , die in

der alten , beſſer geſchulten , zu ihrer Berufsarbeit beſonders geeigneten boden⸗—

ſtändigen Arbeiterſchaft der reinen Walzwerke beruhen , ganz erheblich in die Er⸗

ſcheinung und geben den reinen Walzwerken gegenüber den gemiſchten ganz erheb⸗

liche Vorteile . Der Preis des Stahlwerksverbandes für Platinen zur Feinblech⸗

fabrikation betrug im Juni 1908 102,50 Mark ab Schnittpunkt mit einer mittleren

Fracht von 1,50 Mark bis Werk , alſo 104 Mark franko Werk . Für den Erport

gewährte der Stahlwerksverband eine Ausfuhrvergütung von 15 Mark die Tonne ,

ſo daß Platinen für Exportbleche im Inlande 89 Mark koſteten , während ſie an

die engliſche Konkurrenz von dem Stahlwerksverband zu derſelben Zeit nach der

„Kölniſchen Zeitung “ vom 16. Mai 1908 zu 80 Mark cit Glasgow verkauft

wurden , alſo um 9 Mark billiger . Im vierten Quartal 1907 koſteten die

Platinen in Deutſchland 102,50 Mark — es kam noch die Fracht zum Werk

hinzu von 1,50 Mark pro Tonne — während ſie nach Antwerpen frei Schiff zu

82 Mark verkauft wurden . Das macht einen Unterſchied von 35 Mark die
Tonne , wofür die ausländiſche Konkurrenz dieſelben Rohprodukte billiger erhielt

als die deutſchen Walzwerke . Im 4. Quartal 1908 koſteten Knüppel , aus denen

Stabeiſen hergeſtellt wird , und Platinen , zur Blechfabrikation dienend , in Deutſch⸗
land ab Schnittpunkt , alſo nicht frei Werk , 95 bezw. 97,50 Mark , während ſolche

in Antwerpen frei Schiff zu 73,6 Schilling die engliſche Tonne verkauft wurden

— 1 Schilling iſt ungefähr 1 Mark , die engliſche Tonne meines Wiſſens etwas
mehr als die deutſche Tonne . Das bedeutet alſo immer noch eine Vergünſtigung
der ausländiſchen Induſtrie um etwa 27,50 Mark pro Tonne . Vorgewalzte Blöcke ,

aus denen Knüppel und Platinen hergeſtellt werden , wurden frei Schiff Antwerpen

zu 72,6 Schilling angeboten , ſo daß der Aufpreis für Knüppel und Platinen für
den Ausländer nur 1 Schilling beträgt , während der deutſche Abnehmer Aufpreiſe

von 7,50 Mark bis 10 Mark zu bezahlen hat .

Sie ſehen , meine Herren , daß durch dieſe Preispolitik es für die reinen

Werke geradezu ein Ding der Unmöglichkeit iſt , mit den großen gemiſchten Werken,
die an ſich ſchon die Vorteile durch die Miſchung ihrer Betriebe haben , zu kon⸗
kurrieren : im Inlande hohe Preiſe für Halbzeug , von denen , Bleche und Stab⸗
eiſen hergeſtellt werden , im Auslande teilweiſe 30 Prozent niedrigere Preiſe für

dieſelben Halbzeuge . “

Staatsſekretär von Bethmann⸗Hollweg ſagte Entgegenkommen zu.

Die Reſolution wurde angenommen .

46 . Die Aufhebung der Gktroi ab 1. April 1910
führte zu lebhaften Debatten , da am 20. April 1909 eine Petition
der Gemeinden beraten wurde , den Termin um vier Jahre hinaus⸗



zuſchieben . Die bayeriſchen Abgeordneten vom Zentrum , Freiſinn und
Nationalliberalen traten für dieſe Petition ein . Abg . Erzberger erklärte :

„ Im Jahre 1902 hat ein großer Teil meiner politiſchen Freunde
für das Zuſtandekommen des §13 des Zolltarifes geſtimmt aus ſehr
guten Gründen , und ein Teil meiner politiſchen Freunde hat dagegen
geſtimmt . Die Stellungnahme von 1902 iſt auch noch die Stellung⸗
nahme von heute . Ein großer Teil meiner politiſchen Freunde —
das kann ich erklären — wird gegen den Antrag Wölzl und Ge⸗
noſſen ſtimmen , und zwar aus verſchiedenen Gründen heraus , auf die
ich nachher noch kurz zu ſprechen kommen werde .

Nun finde ich es ganz begreiflich , wenn meine politiſchen Freunde
aus Bayern für eine Verlängerung der beſtehenden Oktroiabgaben
ſind ; denn in Bayern beſtehen tatſächlich ganz beſondere Verhältniſſe ,
die ſich im Jahre 1902 noch gar nicht in der Weiſe überblicken
ließen , wie man das im Jahre 1909 tun kann . ( Sehr gut ! in der
Mitte . ) — Ich ſage das als Nichtbayer , als ein Gegner des An —
trags Wölzl . — Warum ſind dieſe Verhältniſſe in Bayern eigen⸗
artig ? Weil man in Bayern vor der Einführung einer allgemeinen
Einkommenſteuer ſteht , das ganze Steuerſyſtem der Gemeinden alſo
neu geregelt wird . Es trifft keine Schuld weder die bayeriſchen
Kollegen noch die bayeriſche Zentrumsfraktion , daß die Steuerreform
in Bayern nicht raſcher vorgegangen iſt . Wir im Hauſe wiſſen es
ia ſelbſt , wie langſam das geht , daß die Steuerreform nicht mit dem
Hurra der Verſammlung gemacht wird ; auch wenn der Herr Reichs⸗
kanzler mit Reden nachhilft , geht es auch nicht raſcher . ( Sehr gut !
in der Mitte . ) Wie es im Reiche iſt , ſo iſt es auch in Bayern .
Daß in einem ſolchen Moment , wo das ganze Gemeindeſteuerſyſtem
in Bayern auf eine andere Grundlage geſtellt werden ſoll , man eine
fließende Einnahmequelle den Gemeinden nicht vorenthalten will , wird
jeder begreiflich und gerecht finden . Alſo : haben meine bayeriſchen
Kollegen im Jahre 1902 gegen den Paragraphen geſtimmt , ſo haben
ſie im Jahre 1909 genügenden Anlaß , zu bitten , daß ihnen eine
weitergehende Friſt gewährt werde . “

Der Antrag auf Gewährung einer weiteren Friſt von vier
Jahren wurde mit 238 gegen 61 Stimmen abgelehnt .

47 . Aenderungen im Syſtem der Einfuhrſcheine
forderte folgender freiſinnige Antrag :

„den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dem Reichstag un⸗
geſäumt eine Vorlage zu machen , durch die der § 11 des
Zolltarifes dahin abgeändert wird , daß
1. die Geltungsfriſt der Einfuhrſcheine auf höchſtens drei

Monate herabgeſetzt wird ;
2. die Geltung der Einfuhrſcheine zur Zollentrichtung auf



die Warengattung beſchränkt wird , für welche bei der

Ausfuhr der Einfuhrſchein erteilt worden iſt . “

(l . Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1312 . )

Am 22 . April wurde der Antrag beraten . Abg . Speck erklärte :

„ Die Reichskaſſe kommt in dieſen Fragen nach der jetzigen Lage
der Geſetzgebung nur in Betracht , ſoweit es ſich um Futtergetreide

handelt; ſoweit es ſich um Brotgetreide handelt , Weizen und Roggen ,

iſt lediglich der Wittwen⸗ und Waiſenfonds beteiligt , und die ver⸗

ſtärkte Ausfuhr von Brotgetreide hat leider zur Folge gehabt , daß im

letzten Rechnungsjahr wir überhaupt gar nichts an dieſen Fonds ab⸗

führen konnten . Dieſes Moment der Witwen⸗ und Waiſenverſorgung
wird ja aber für die Zukunft ganz ausſcheiden , weil ja bekanntlich

beabſichtigt iſt , dieſe Witwen⸗ und Waiſenfonds vollſtändig loszulöſen
von den Zollerträgen des Brotgetreides und ihnen ſtändige jährliche
Zuſchüſſe von Reichs wegen zu gewähren . “

Redner beantragte Kommiſſionsberatung , die auch beſchloſſen
wurde . In der Kommiſſion wurde der Antrag abgelehnt .

Folgende Reſolution des Zentrums fand Annahme :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , tunlichſt bald einen

Geſetzentwurf vorzulegen , welcher durch Abänderung der ent⸗
ſprechenden Beſtimmungen der Gewerbeordnung ermöglicht ,

daß der Handel mit Flaſchenbier auf dem Wege der Landes⸗
geſetzgebung der Konzeſſionspflicht unterſtellt werden kann . “

( . Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1091 . )

Das Müngzgeſetz wurde in neuer Redaktion angenommen .

B. Die Tätigkeit des Fentrums zugunſten der

Landwirtſchaft .
48 . Das viehſeuchengeſetz (J. Seſſ . 1907/09 Reichs⸗Druckſ .

Nr . 484 ) kam in dieſem Seſſionsabſchnitt zur Verabſchiedung ; es

bedeutet einerſeits einen erhöhten Schutz der Landwirtſchaft , anderer⸗
ſeits aber bringt es dieſer auch große neue Laſten und viele Be⸗
läſtigungen , ſo daß der Abg . Erzberger am 14 . Mai 1909 meinte:

„ Wenn ich jetzt Vorſchläge machen dürfte , würde ich ein ein⸗

facheres Bachſchchengeſet 1670 5 keine 64 Paragraphen . Man

tönnte den Inhalt ſo zuſammenfaſſen : „ § 1. Die Polizei kann tun
was ſie mag . “ — „ § 2. Der Staat zahlt den Schaden, den die
Polizei anrichtet . “ ( Lebhafter Beifall und große Heiterkeit) Ein
ganz verſtändiges Geſetz . Dies verſteht jedermann . (Seiterkeit . ) Denn ,



meine Herren , daß jeder Landwirt unſer Geſetz verſteht , werden Sie
nicht annehmen . “

Abg . Frhr . von Pfetten begrüßte den Entwurf in der Kom⸗
miſſionsfaſſung und bedauerte nur , daß in der Regelung der Koſten⸗
frage und Entſchädigungsfrage dem Viehbeſitzer ſo wenig Entgegen⸗
kommen gezeigt würde . Was die Entſchädigungsfrage betrifft , ſo be⸗
antragte die Kommiſſion :

„ Die Beſtimmungen darüber :
1. von wem die Entſchädigung zu gewähren und wie ſie auf⸗

zubringen iſt ,
2. wie die Entſchädigung im einzelnen Falle zu ermitteln und feſt⸗

zuſtellen iſt,
ſind von den Einzelſtaaten zu treffen , jedoch mit der Maßgabe , daß
die Entſchädigungen für Tiere , die auf polizeiliche Anordnung getötet
worden ſind , aus Staatsmitteln beſtritten werden müſſen :

a) in vollem Umfange , wenn die Tiere nicht mit der Seuche be⸗
haftet waren , deretwegen die Tötung angeordnet worden iſt,

b) mindeſtens zur Hälfte , wenn ſie mit Maul⸗ und Klauenſeuche
behaftet waren ,

c) mindeſtens zu einem Drittel , wenn ſie mit Tuberkuloſe ( § 10
Abſ . 1 Nr . 12 ) behaftet waren ,

und wenn in den Fällen zu b) und c) die Tötung wegen
der dort genannten Seuche erfolgt iſt . “

Abg . Erzberger beklagte am 14 . Mai beſonders , daß die Koſten
nicht auf die Staatskaſſe übernommen werden ſollen.

„Dieſe Forderung iſt auch ſachlich begründet ; wenn Sie die Seuchen wirklichbekämpfen wollen , müſſen Sie die Koſten auf den Staat übernehmen . Das iſt
auch bei einer Reihe anderer Geſetze durchgeführt . Ich habe hier das Geſetz be⸗
treffend die Maßregeln gegen die Rinderpeſt vom Jahre 1869 . Da beſtimmt
§ 3: Für die auf Anordnung der Behörde getöteten Tiere , vernichteten Sachenund enteigneten Plätze ſowie für die nach rechtzeitig erfolgter Anzeige des Be⸗
ſitzers gefallenen Tiere wird der durch unparteiiſche Taxatoren feſtzuſtellende ge⸗meine Wert aus der Bundeskaſſe vergütet . ( Hört ! hört ! ) Heute haben wir in
unſerem Reichshaushaltsetat die Summe , die als Entſchädigung gewährt wird.
Wir haben auch daſelbſt noch Mittel ausgeworfen , um Preußen eine energiſche
Bekämpfung der Rinderpeſt an der ruſſiſchen Grenze zu ermöglichen . Was bei der
Rinderpeſt beſchloſſen wurde , ſoll allgemein gelten .

Dann weiſe ich auf den zweiten Vorgang hin , das Reichsgeſetz zur Be⸗
kämpfung gemeingefährlicher Krankheiten . Da heißt es im § 34 : Die Koſten der
Entſchädigungen ſind aus öffentlichen Mitteln zu beſtreiten . § 34 beſtimmt alſo ,
daß die Koſten für die Durchführung des Geſetzes , wenn ich ſagen darf : des
Menſchenſeuchengeſetzes, allgemein aus öffentlichen Mitteln zu beſtreiten ſind . ( Hört !
hört ! in der Mitte und rechts . ) Wenn wir ſolche Vorgänge ſchon haben , läßt es
ſich da nicht im Intereſſe der Allgemeinheit bei der Frage für ein billiges geſundes
Fleiſch rechtfertigen , daß die Koſten der Allgemeinheit auferlegt werden ? ( Sehr
gut! in der Mitte und rechts . ) Wir haben die Koſten der Gewerbeinſpektionen ,die zum Schutze der Geſundheit der Arbeiter eingeführt ſind , den Einzelſtaaten
auferlegt , ebenſo die Koſten für die Reviſion der Apotheken , bei der Maß⸗ und
Gewichtsordnung uſw . “



Die Regierung erklärte leider das Geſetz für unannehmbar , wenn

die Koſtenfrage durch Reichsgeſetz erledigt werde . Die Sozial⸗

demokraten wandten ſich bei dieſem Geſetze beſonders gegen die

ſcharfen Grenzvorſchriften , wonach bei Seuchengefahr Sperre ein⸗

zutreten hat. Die Abg . Erzberger und Frhr . von Pfetten aber erklärten :

„Ich gebe Ihnen die S § 6 und 7 ohne weiteres preis unter der Voraus⸗

ſetzung : ſorgen Sie dafür , daß in allen Kulturſtaaten die gleich ſcharfen Geſetze

beſtehen wie in Deutſchland ( ſehr gut ! rechts ) , und daß in allen die Geſetze ſo

ſcharf angewendet werden wie bei uns in Deutſchland ! ( Sehr richtig ! in der

Mitte . ) Wenn Sie das erreicht und dieſe Vorausſetzung erfüllt haben , dann

brauchen wir allerdings die S§S 6 und 7 nicht mehr . Solange wir aber in

Staaten wie Rußland , Oeſterreich - Ungarn , Schweiz , Rumänien eine ſolch un⸗

genügende Seuchenkontrolle haben und noch ſolche mangelhaften Schutzvorſchriften ,

iſt es ein Ding der Unmöglichkeit , daß man dieſe §S§ 6 und 7 abändert . Wenn

Sie das Maß von Beläſtigungen , welches dem einheimiſchen Viehbeſitzer jeden

Tag drohen kann , ſich vor Augen halten , dann hat der Händler , der Vieh ein⸗

führt , viel weniger Beläſtigungen zu erwarten , als ſie dem einheimiſchen Vieh⸗

beſite Jahr aus Jahr ein drohen . Es iſt mir unfaßbar , wie Herr Kollege

Scheidemann ſich einerſeits bereit erklärt , für Seuchenbekämpfung einzutreten ,

andererſeits aber dagegen polemiſiert , daß das Maß der Seuchenbekämpfung nach

der Natur der Dinge an der Grenze konzentriert und verdoppelt werden muß . “

Das Geſetz wurde gegen die Stimmen der Sozialdemokraten

angenommen und dazu noch folgende Reſolution des Zentrums :

„den Herrn Reichskanzler zu erſuchen

1. durch das Reichsgeſundheitsamt eine volkstümlich gehaltene
ſammenfaſſung der Vorſchriften des Viehſeuchengeſetzes verfa

zu laſſen ,
2. Merkblätter über die einzelnen Viehſeuchen und deren Be⸗

kämpfung verfaſſen zu laſſen ,

3. dieſe Schriften unentgeltlich unter den Viehbeſitzern verteilen

zu laſſen . “

49 . Das Weingeſetz (1. Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 987 )

iſt in einer die Winzer im allgemeinen befriedigenden Form ver⸗

abſchiedet worden . Die Abg . Baumann , Frhr . v. Wolff⸗Metternich,
Wallenborn , Dr . Becker ( Köln ) , Hoen und Dr . Rügenberg legten
in der erſten Lesſung vom 8. und 9. November 1908 die Wünſche
der Weingärtner ihrer Wahlkreiſe vor . In der Kommiſſion (Bericht⸗
erſtatter Baumann ) fanden die wichtigſten Fragen nach langer Debatte

ihre Löſung dahin :
1. Dem aus inländiſchen Trauben gewonnenen Traubenmoſt

oder Wein , bei Herſtellung von Rotwein auch der vollen Trauben⸗
maiſche, darf Zucker , auch in reinem Waſſer gelöſt , Zugeſetztwerden,
um einem natürlichen Mangel an Zucker bezw. Alkohol oder einem

Uebermaß an Säure inſoweit abzuhelfen , als es der Beſchaffenheit
des aus Trauben gleicher Art und Herkunft in guten Jahrgängen
ohne Zuſatz gewonnenen Erzeugniſſes entſpricht. Der Zuſatz an

Zu
ſſerN
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—Zuckerwaſſer darf jedoch in keinem Falle mehr als ein Fünftel der
geſamten Flüſſigkeit betragen .

Die Zuckerung darf nur in der Zeit vom Beginne der Wein⸗
leſe bis zum 31 . Dezember des Jahres vorgenommen werden ; ſie
darf in der Zeit vom 1. Oktober bis 31 . Dezember bei ungezuckerten
Weinen früherer Jahrgänge nachgeholt werden .

2. Ein Verſchnitt aus deutſchem weißen Weine mit ausländiſchem
Weine darf nicht unter einer Bezeichnung feilgehalten oder verkauft
werden , die den Anſchein hervorruft , daß der Wein deutſches Er⸗
zeugnis ſei. Ein Gemiſch von Weißwein und Rotwein darf , wenn
es als Rotwein in den Verkehr gebracht wird , nur unter einer die
Miſchung kennzeichnenden Bezeichnung feilgehalten oder verkauft
werden .

3. Wer Trauben zur Weinbereitung , Traubenmaiſche , Trauben⸗
moſt oder Wein gewerbsmäßig in Verkehr bringt oder Wein zu Ge⸗
tränken weiterverarbeitet , iſt verpflichtet , Bücher zu führen .

4. Die Beobachtung der Vorſchriften dieſes Geſetzes iſt durch die
mit der Handhabung der Nahrungsmittelpolizei betrauten Behörden
und Sachverſtändigen zu überwachen .

Zur Unterſtützung dieſer Behörden ſind für alle Teile des Reiches
Sachverſtändige im Hauptberufe zu beſtellen .

Bei der zweiten Beratung am 9. und 11 . März 1909 konnten
die Abgg . Dr . Dahlem , Spindler , Schüler , Frhr . v. Wolff⸗Metternich ,
Dr . Thaler im allgemeinen das Einverſtändnis mit den gefaßten
Beſchlüſſen erklären , wenn auch nicht alle Einzelheiten ihnen zuſagten .
Staatsſekretär von Bethmann⸗Hollweg erklärte am 9. März 1909 die
Vorſchrift über den Verſchnittwein ( unter 2) als unannehmbar . Um
das ganze Geſetz zu retten , brachten die Abgg . Roeren und Erzberger
für die dritte Leſung den Antrag ein : „ Ein Verſchnitt aus Erzeug⸗
niſſen verſchiedener Herkunft darf nur dann nach einem der Anteile
allein benannt werden , wenn dieſer in der Geſamtmenge überwiegt
und die Art beſtimmt ; dabei findet die Vorſchrift des § 6 Abſ . 2
Satz 2 Anwendung . Die Angabe einer Weinbergslage iſt jedoch,
von dem Falle des § 6 Abſ . 2 Satz 2 abgeſehen , nur dann zuläſſig ,
wenn der aus der betreffenden Lage ſtammende Anteil nicht ge⸗
zuckert iſt . “

Zur Begründung des Antrages führte der Abg . Erzberger in
der dritten Leſung am 16 . März 1909 aus :

„ Wenn die Beſchlüſſe der zweiten Leſung bezüglich des §S 6b in beiden
Teilen aufrechterhalten bleiben , ſo — wir haben die beſtimmte Erklärung vom
Bundesratstiſch erhalten — iſt das Geſetz für die verbündeten Regierungen un⸗
annehmbar , und dann bleibt es beim beſtehenden Zuſtande . Was haben wir
dann erreicht ? Wir haben die großen Fortſchritte , um welche die Winzer ſeit
Jahren und Jahrzehnten kämpfen , preisgegeben und zwar wegen einer unter⸗
geordneten Frage , die für einzelne Weingegenden — das gebe ich ohne weiteres
zu — von großer Bedeutung ſein kann . Wir erreichen aber mit dieſem Geſetz

—
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jür die Winzer in erſter Linie die räumliche und zeitliche Beſchränkung der

Zuckerung, ein Wunſch , den der Weingärtnerſtand ſeit Jahrzehnten gehegt hat .

Wir erreichen weiter die reichsgeſetzlich vorgeſchriebene Buchführung , ebenfalls

einen Wunſch des Weingärtnerſtandes , und bekommen weiter die Aufſtellung von

Kontrolleuren im Hauptamt . Dies ſind ſo weſentliche Fortſchritte gegenüber dem

beſtehenden Zuſtand , daß man da wohl einmal , wenn man nicht alle ſeine

Wünſche durchſetzen kann , das eine oder andere , wenn auch mit blutendem Herzen ,

preisgeben kann . So ſteht die Frage tatſächlich jetzt. Die verbündeten Regierungen

haben den erſten Satz des §S 6b , weil mit dem Geiſte und der Auffaſſung der

Handelsverträge in Widerſpruch ſtehend , als unannehmbar bezeichnet . Wir haben

in zweiter Leſung beſchloſſen , daß ein Verſchnittwein überhaupt nicht gezuckert

werden darf , daß er alſo 100 Prozent Wein enthalten muß . Wenn nun der

zweite Satz in meinem Antrag geſtrichen würde , ſo würde die allgemeine Be⸗

ſtimmung des § 3 Anwendung finden , und es wäre in dem Verſchnittwein

20 Prozent Zucker zuläſſig . Mein Antrag geht nun dahin , daß derjenige Anteil ,

der bei den Weinbergslagen den Namen gibt , nicht gezuckert werden darf , daß

alſo im höchſten Falle 10 Prozent Zucker zuläſſig ſind . Das iſt wiederum ein

Entgegenkommen an jene , welche durch die Art der Aufnahme der Menge in den

Artikel hinein eine Benachteiligung ihrer Gegend ſehen . “

Der Antrag fand eine große Mehrheit , mit dieſer Abänderung

wurde das ganze Geſetz angenommen ; der Bundesrat hat demſelben

bereits ſeine Zuſtimmung erteilt .

50 . Die Preisfeſtſtellung beim Markthandel mit

Schlachtvieh wurde durch folgende Beſtimmungen geregelt:
Die Landeszentralbehörden ſind befugt , für Schlachtviehmärkte zum Zwecke

der Feſtſtellung von Preis und Gewicht der Tiere Vorſchriften zu erlaſſen und

Einrichtungen anzuordnen . Die hierdurch entſtehenden Koſten fallen dem Unter⸗

nehmer des Marktes zur Laſt ; der § 68 der Gewerbeordnung findet Anwendung .

Vorſchriften , durch welche die Feſtſtellung von Preiſen nach Schlachtgewicht ver⸗

boten wird , dürfen , ſofern dieſe Feſtſtellungen auf tatſächlichen Unterlagen und

nicht lediglich auf Schätzungen beruhen , auf Grund dieſes Geſetzes nicht erlaſſen

werden . Schriftſtücke , deren Ausſtellung auf Grund des Abſ . 1 angeordnet iſt ,

ſind ſtempelfrei . (I. Seſſ . 1907/1909 Druchſ . Nr . 1118 . )

Abg. Gerſtenberger erklärte am 14 . Januar 1909 , daß der

Wunſch der Landwirte allgemein auf den Verkauf nach dem Lebend⸗

gewicht gehe. „ Wie es jetzt gemacht wird , beruhen die Preis⸗
notierungen nur auf Schätzungen . Es werden 10 bis 15 Stück von

dem Großhändler oder Großſchlächter gekauft, verſchiedenerleiQualitäten
untereinander , er rechnet ſich dann aus , was die einzelnenStücke ihm

an Ausbeute liefern , und gibt der Kommiſſion ſo die Preiſe an ; oder
die Kommiſſion gibt ſelbſt nach dieſen allgemeinen Käufen den Preis

für 190 Pfund Gewicht an . Etwas Zuverläſſiges iſt das abſolut

nicht. Darum iſt es im allgemeinen Intereſſe gelegen, hier eine

möglichſt zuverläſſige Preisnotierung zu erhalten . “ Das Geſetz fand

Annahme.

51 . Zollwidrige verwendung von Gerſte . Durch die

mit Rumänien , Rußland und Serbien 1904 vereinbarten Zuſatz⸗
verträge zu den mit dieſen Staaten beſtehenden Handelsverträgen
und durch den 1905 mit Bulgarien geſchloſſenen Handelsvertrag iſt zu



„

Nr . 3 des deutſchen Zolltarifs der Zoll für andere Gerſte als Malz⸗
gerſte auf den Satz von 130 M. für einen Doppelzentner ermäßigtworden . In den Verträgen mit Bulgarien und Rumänien und in
dem 1905 geſchloſſenen Zuſatzvertrage zum Handelsvertrage mit
Oeſterreich⸗ - Ungarn iſt außerdem die Herabſetzung des Zolles für
Malzgerſte auf den im § 1 des Zolltarifgefetzes von 25 . Dezember 1902
zugelaſſenen Mindeſtſatz von 4 M. für einen Doppelzentner erfolgt .
Seit dem Inkrafttreten der bezeichneten Verträge am 1. März 1906
hat die Zollbehandlung der Gerſte fortgeſetzt den Gegenſtand von
Erörterungen in der Preſſe , in Vertretungen der Landwirtſchaft und
des Handelsſtandes und in den Parlamenten gebildet . In letzterer
Beziehung ſind beſonders zu erwähnen die Verhandlungen des Reichs⸗
tages vom 6. Dezember 1906 über eine Interpellation des Abgeordneten
Speck ( Verhandlungen 1905,/06 S . 4195 ff. Aktenſtück Nr . 547 ) und
vom 16 . März 1908 ( Verhandlungen 1907/08 S . 3946 ff. und Akten⸗
ſtücke Nr . 668 und 772 ) über Reſolutionen der Abgeordneten Speckund Dr . Roeſicke zum Reichshaushaltsetat für 1908 . Bei den Er⸗
örterungen ſind namentlich zwei Beſchwerden immer wieder erhobenworden . Einerſeits wurde behauptet , daß in großem Umfange Gerſte ,
nachdem ſie als andere als Malzgerſte zum niedrigeren Satze verzollt
worden , dennoch — ſei es in ihrer ganzen Menge , ſei es nach Aus⸗
ſonderung der fremden Beimengungen und der minderwertigen Körner
—als Malzgerſte Verwendung finde . Andererſeits wurde ausgeführt ,
daß dieſe Verwendung niedrig verzollter Gerſte befördert werde durch
nicht vollſtändige Uebereinſtimmung des in den Bundesſtaaten bei
der Zollabfertigung von Gerſte beobachteten Verfahrens . In letztererBeziehung iſt ſogar die Auffaſſung vertreten worden , daß das Ver⸗
fahren in einzelnen Staaten oder Landesteilen beſonders ſtreng , in
anderen wiederum beſonders milde ſei .

Am 22 . April 1909 ging nun dem Reichstage ein Entwurf(I . Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1341 ) zu, der in ſeinem Hauptinhalte
beſtimmt : „ Es iſt verboten , Malz aus Gerſte , die bei der Einfuhr in
das deutſche Zollgebiet nach einem niedrigeren als dem für Malz⸗gerſte beſtehenden Zollſatze verzollt worden iſt , zu Brauzwecken zuverwenden . Der Bundesrat erläßt die zur Durchführung des Verbots
erforderlichen Beſtimmungen . Er iſt insbeſondere befugt , für die zumniedrigeren Zollſatz eingeführte Gerſte eine Kennzeichnung vorzuſchreiben. “

Dann folgen hohe Strafbeſtimmungen . Am 28 . April 1909
fand die erſte Leſung ſtatt , wobei der Abg . Speck den Entwurf be⸗
grüßte und eine Reihe von Verbeſſerungsvorſchlägen machte . Die
Kommiſſion ( Berichterſtatter Mayer , Pfarrkirchen ) erledigte den Entwurfund ebenſo das Plenum unmittelbar vor der Vertagung .

52. Die Noalitionsfreiheit der Candarbeiter wurde
am 20 . und 28 . Januar und 9. Februar 1909 beraten ; ein ſozial⸗



demokratiſcher Antrag ſtand auf der Tagesordnung . Der national⸗
liberale Abg. Kleye erklärte am 20 . Januar 1909 :

„Die Zuſtändigkeit des Reichs iſt nicht zu beſtreiten ; eine reichsgeſetzliche

Regelüng des Koalitionsrechts iſt aber zurzeit abzulehnen ( aha ! rechts ) , weil ſie

noch nicht ſpruchreif iſt und ihr noch viele Landesteile widerſtreben . Dieſe Be⸗

denken ſind nicht außer acht zu laſſen , ſondern man muß ihnen Gerechtigkeit zuteil

werden laſſen . ( Abg. Dr. Hahn : Staatsmann ! ) Ferner ſind auch die landesgeſetz⸗

lichen Erfahrungen erſt da abzuwarten , wo die Koalitionsfreiheit beſteht . Ferner :

wenn eine reichsgeſetzliche Regelung ſtattfindet , dann würden durch das Schaffen

der notwendigen Kautelen vielfach die Einzelſtaaten in ihren Beſtimmungen Ein⸗

ſchränkungen des landesgeſetzlich gewährleiſteten Koalitionsrechts zu erwarten haben .

Die Geſindeordnung iſt als reformbedürftig anzuerkennen , und eine reichsgeſetzliche

Regelung iſt als möglich und erwünſcht anzuſehen . Der reichsgeſetzlichen Kranken⸗

verſicherung für das Geſinde und die ländlichen Arbeiter iſt unbedingt zuzuſtimmen ;

eine Regelung der Arbeitszeit iſt jedoch als unausführbar abzulehnen . “

Die Freiſinnigen erklärten ſich für die Hauptteile des ſozial⸗

demokratiſchen Antrages . Abg . Herold betonte :

„ In der Reſolution , wie ſie in dem Antrag Albrecht vorliegt , werden nun

verſchiedene Abänderungen beantragt .

Zunächſt ſoll die Geſindeordnung reichsgeſetzlich geregelt werden . Meine

Herren, das iſt eine alte Forderung , welche meine politiſchen Freunde ſchon ſeit

Jahren aufgeſtellt haben ; denn die Verſchiedenartigkeit der Geſindeordnungen , wie

ſie in den verſchiedenen Landesteilen beſtehen , bildet einen ungeſunden Zuſtand ,

und eine gewiſſe Einheitlichkeit für das Deutſche Reich iſt außerordentlich erwünſcht .

Es kann doch keinem Zweifel unterliegen , daß die Geſindeordnungen , wie ſie zur⸗

zeit beſtehen , viel veraltete Beſtimmungen enthalten , welche den heutigen Verhält⸗
niſſen gemäß nicht mehr zu halten ſind . Weiterhin wird verlangt , daß die ſtraf⸗

rechtliche Ahndung des Kontraktbruchs aufgehoben wird . Auch auf dieſem Gebiet

iſt es dringend erwünſcht , daß zwiſchen Landarbeitern und gewerblichen Arbeitern
kein prinzipieller Unterſchied beſteht . Gerade die Verſchiedenheit nach der prin⸗

zipiellen Seite , die Schlechterſtellung des landwirtſchaftlichen Arbeiters liegt auch
keineswegs im Intereſſe der Arbeitgeber . Nun hat die Gewerbeordnung bezüglich
des Kontraktbruches Beſtimmungen getroffen welche, wenn ſie entſprechend auf die

Landwirtſchaft übertragen werden , den landwirtſchaftlichen Arbeitgebern mindeſtens

ſchon denſelben Schutz gewähren wie die heutige kriminelle Beſtrafung . In § 124b

der Gewerbeordnung iſt ſchon feſtgeſetzt , daß beim Kontraktbruch als Schadens⸗

erſatz ein firierter Betrag genommen werden kann , der ſich im Höchſtbetrage auf

einen Wochenlohn erſtrecken darf . Die Kündigungsfriſt ſelbſt iſt vierzehntägig
alſo die halbe Kündigungsfriſt kann als Erſatz für den Schaden beanſprucht werden .

Dieſe firierte Schadenserſatzfeſtſetzung hat ja bekanntlich außerordentlich große

Vorzüge; denn der wirkliche Schaden läßt ſich in den meiſten Fällen ſchwer in

feſten Geldſummen zum Ausdruck bringen . Er iſt vorhanden , oft in ſehr erheb⸗
lichem Maße herbeigeführt , aber ihn in einem beſtimmten Betrage auszudrücken
und den Nachweis zu liefern , daß der Schaden gerade in dieſer Höhe beſteht , das

wird in den ſeltenſten Fällen gelingen . Aus dieſem Grunde hat man auch ſchon
in der Gewerbeordnung dieſen ſogenannten firierten Schadenserſatz feſtgeſtellt .
Wenn man ähnlich für das Land die Verhältniſſe regelt , alſo gemäß dem üblichen
längeren Kontrakt , wie er allgemein beſteht , dieſen fixierten Betrag höher bemißt
als in der Gewerbeordnung —das iſt ja nur die Konſequenz , daß man hier eine

höhere Summe feſtſtellt , wenn der Vertrag auf ſo viel längere Zeit lautet —

wenn man ferner berückſichtigt , daß ein Unterſchied in bezug auf die Schadens⸗
erſatzpflicht gemacht werden kann , je nachdem ob der Kontraktbrucherfolgt in

einer für die Landwirtſchaft ' arbeitsreichen Zeit oder in einer arbeitsarmenZeit,
wenn man alle dieſe Verhältniſſe berückſichtigt und einfach zum Schadenserſatz über⸗
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geht , dann hat man auch gegenüber dem Kontraktbruch einen ebenſo wirkſamen
Schutz geſchaffen wie durch die kriminelle Beſtrafung .

Nun zum Koalitionsrecht . Dieſes Koalitionsrecht wird den Landwirten als
eine ſo große Gefahr vorgeſpiegelt , und von denen , welche ſpeziell auch dem
Zentrum gegenüber unfreundlich geſinnt ſind , wird die Stellungnahme , welche wir
in der Zentrumsfraktion eingenommen haben , auch ſehr häufig agitatoriſch ver⸗
wertet . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Was die Schädigung für die Landwirtſchaft
anlangt , ſo wird man bei ruhiger Erwägung dahin kommen , daß auch für die
landwirtſchaftliche Bevölkerung keine irgendwie nennenswerten Befürchtungen be⸗
ſtehen . Zunächſt ſpricht dafür die Erfahrung . Das Geſetz , durch welches die
Koalition der ländlichen Arbeiter verboten wird , alſo das Streikrecht — ich komme
darauf noch — datiert vom Jahre 1854 und erſtreckt ſich nur auf die damaligen
preußiſchen Provinzen . In den Provinzen , welche 1866 erſt dem preußiſchenStaate einverleibt ſind , beſteht dieſes Geſetz nicht , dort beſteht vielmehr volle
Koalitionsfreiheit und Streikrecht auch für die ländlichen Arbeiter , alſo in der
Provinz Hannover , in Heſſen - Naſſau und in Schleswig⸗Holſtein . Liegen denn in
der Provinz Hannover , in Schleswig⸗Holſtein , in Heſſen⸗Naſſau die Verhältniſſe
für die landwirtſchaftlichen Arbeitgeber gegenüber den Arbeitern irgendwie un—
günſtiger als in den übrigen Provinzen ? Ich glaube , niemand wird das be⸗
haupten wollen . Haben ſich aus dieſer Freiheit der Landarbeiter irgendwelche
Gefahren in dieſen Provinzen und Landesteilen ergeben ? Nirgend iſt das in die
Erſcheinung getreten . Gerade dieſe praktiſche Erfahrung gibt uns den Beweis
dafür , daß die Gefahren eben nicht vorhanden ſind . Nun wird man vielleicht
einwenden : wenn dieſes Recht niemals angewandt wird , dann beſteht auch kein
Grund zur Aufhebung des Verbots . Nein , meine Herren , der Arbeiter iſt heute
ſo weit entwickelt , daß er eben nicht unterſchiedlich behandelt werden will. Die
Rechte , welche alle Berufsſtände ohne Ausnahme haben , welche allen anderen
Arbeitern gewährt ſind , kann man auch den landwirtſchaftlichen Arbeitern nicht
vorenthalten , und es iſt eine kurzſichtige Politik , die Arbeiter dadurch an die Land⸗
wirtſchaft zu feſſeln , daß man ihnen ihre Rechte beſchränken will . ( Sehr richtig !in der Mitte und links . ) Ich möchte an alle Landwirte die Mahnung richten , in
dieſer Beziehung ein freies , vorurteilsloſes Nachdenken eintreten zu laſſen . Ich
glaube , dann kommen auch die landwirtſchaftlichen Arbeitgeber zu der Erkenntnis ,
daß man dieſes Recht auf die Dauer nicht vorenthalten darf . Es ſteht ja nichtsim Wege , im Gegenteil , es wird zweckdienlich ſein für alle Eventualitäten , daßman bei dieſem Streikrecht auch die beſonderen landwirtſchaftlichen Verhältniſſemit berückſichtigt . Aber auch in Süddeutſchland , in Baden , Württemberg , Bayern ,
beſteht ein Koalitionsverbot nicht. Es iſt hier von einem der früheren Redner an⸗
geführt worden , daß in Bayern keine Freiheit beſtände . Das iſt unrichtig . In

Bayern beſteht eine kriminelle Beſtrafung des Kontraktbruchs . Aber das iſt
ganz etwas anderes als ein Koalitionsverbot . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Die
Koalitionsfreiheit iſt auch im Königreich Bayern im vollſten Maße geſichert . Und
nun noch eins . Was jetzt verboten iſt , iſt nur das Streiken , um günſtigere
Arbeitsbedingungen zu erlangen . Eine Koalition im engeren Sinne , das Recht,
ſich in Vereinen zuſammenzuſchließen , ſich zuſammenzuſchließen , um eine Beſſerung der

Lage herbeizuführen , das iſt alles geſtattet , nur nicht die Verabredung zu einem
Streik . Nun , meine Herren , wie leicht das umgangen werden kann , wenn die
Landarbeiter ſich wirklich organiſieren , wie leicht durch dieſe Vereinigungen , die
vollſtändig geſetzliche Freiheit haben , doch ein ſtarker Druck ausgeübt werden kann,
ohne gerade eine Verabredung zum Streik herbeizuführen , das liegt auf der Hand .Da es außerordentlich ſchwer iſt , auf Grund des Geſetzes , das ja bis zu einem

Jahre Gefängnis ermöglicht , eine Beſtrafung eintreten zu laſſen , das zeigt wieder
die Erfahrung . Denn auf Grund des § 3 des Geſetzes von 1854 ſind in der
langen Zeit , ſeit dieſes Geſetz beſteht , irgend welche Beſtrafungen kaum jemals
vorgekommen . Als dritter Punkt iſt aufgeführt worden , eine reichsgeſetzliche
Krankenverſicherung für das Geſinde und die ländlichen Arbeiter einzuführen . Auch
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dem ſtehen wir ſympathiſch gegenüber . Aber dieſe Regelung wird auch die be—

ſonderen landwirtſchaftlichen Verhältniſſe berückſichtigen müſſen . Nun liegen die

Dinge allerdings ſo, daß gegen die landwirtſchaftlichen Verſicherungen manche
Kreife ſich ſträuben ; auch in landwirtſchaftlichen Arbeiterkreiſen ſind die Anſichten zum
Teil noch geteilt darüber ; aber doch geht die geſamte Richtung dahin , auch hier
die Krankenverſicherung auszudehnen , natürlich unter Anpaſſung an die beſonderen

landwirtſchaftlichen Eigentümlichkeiten . In der Kommiſſion wird man ja dieſe

Frage noch beſonders prüfen können .

Punkt 4 beabſichtigt eine Regelung der Arbeitszeit und ſo weiter einzuführen .

Daß es außerordentlich ſchwer iſt , für die landwirtſchaftlichen Verhältniſſe einen

Maximalarbeitstag einzuführen , kann keinem Zweifel unterliegen . Damit ſind wir

einverſtanden , daß nicht übermäßig lange Arbeitsdauer beſteht , und daß unter

keinen Umſtänden die Geſundheit der Arbeiter darunter zu leiden hat . Aber

ſelbſt dort , wo man bislang recht lange Arbeitszeit hatte , iſt man zu einer Ab⸗

türzung gekommen und wird ſich immer mehr modernen Anſchauungen anpaſſen

Daß aber für das Land beſondere Schwierigkeiten beſtehen , dafür möchte ich mich

auf einen Zeugen berufen , der auch für die Herren Sozialdemokraten nicht ganz

ſo bedeutungslos ſein wird , nämlich auf Herrn Dr. Davids Buch „Ueber
Sozialismus und Landwirtſchaft “ , worin er ausführt — ich will nur einen Satz

verleſen ; obgleich die nachfolgenden Sätze die darin ausgeſprochene Meinung
weiter beſtätigen . Es heißt da :

Zunächſt iſt eine gleichmäßige Normierung der Arbeitszeit im Ackerbau

auf acht Stunden für Sommer und Winter von vornherein eine

praktiſche Unmöglichkeit . Der wechſelnde Arbeitsbedarf , wie die Ver⸗

ſchiedenheit der natürlichen Tageslänge ſtehen dem im Wege . In Rück⸗

ſicht darauf ſieht ſich denn auch Kautsky genötigt , auf eine Gleich⸗

mäßigkeit des Normalarbeitstages von vornherein zu verzichten . ( Hört !

hört ! in der Mitte )
Sie ſehen alſo , daß auch die Herren Sozialdemokraten , wenigſtens zum Teil , ſo

vernünftig ſind ( Heiterkeit ) und einſehen , daß das abſolut unmöglich iſt .

Nun aber noch eins . Wir debattieren jetzt noch darüber , ob das Geſetz
von 1854 aufgehoben werden ſoll . Vor mir hier liegt aber ein Geſetzentwurf
vom 10. Februar 1866 , erlaſſen unter dem Miniſterpräſidium des Fürſten Bismarck,
einer Autorität , die namentlich Herr Dt. Diederich Hahn anerkennen wird , gezeichnet

Wilhelm — Itzenplitz , in dem der § 1 lautet :

Aufgehoben werden :
—1 . , 2. bezieht ſich auf die Gewerbeordnung — 8 5

3. der § 3 des Geſetzes vom 24. April 1854 betreffend die Verletzungen
der Dienſtpflicht des Geſindes und der ländlichen Arbeiter . ( Hört !

hört ! in der Mitte . ) 8
Meine Herren , das iſt der Paragraph über den Kontraktbruch , den aufzuheben
ſchon im Jahre 1866 die Königlich Preußiſche Staatsregierung durch einen Geſetz⸗

entwurf beantragt hat . ( Hört ! hört ! in der Mitte . ) Damals iſt derGeſetzentwurf
nicht zur Verabſchiedung gelangt . Er wurde an eine Kommiſſion verwieſen.
Wegen Schluß der Seſſion und namentlich wegen Eintritt des Krieges von 1866
wurden die Beratungen abgebrochen . Ueber 40 Jahre ſind ſeitdem
und beſteht das Geſetz in Kraft , und heute ſind noch ſo viele Kreiſe, welche ſich
noch nicht auf den Standpunkt emporgeſchwungen haben , den ſchon 1866 Fürſt
Bismarck mit der damaligen Regierung eingenommen hät , Sehr gul ! inder

Mitte . ) Ich glaube , auch da liegt ein Beweis , daß es angezeigt und recht iſt ,

wenn dieſe Frage nun einmal ernſtlich in Erwägung gezogen wird. 5
( 189 . Sitzung vom 20. Januar 1909 85 6422.

Sämtliche Anträge wurden an eine Kommiſſion verwieſen ; dieſe
hat ihre Arbeiten noch nicht vollendet .

13
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53 . Die Frage der ſtaffelförmigen Mühlenumſatz⸗
ſteuer iſt am 6. und 12 . Mai 1909 infolge eines Antrages Speck
im Reichstage verhandelt worden . Die Reichsfinanzkommiſſion hat
dann bekanntlich die Sache weiter verfolgt . Hier ſoll aus der Rede
des Abg . Speck nur mitgeteilt werden , inwieweit die Landwirtſchaft
ein Intereſſe an dieſer Frage hat . „Fällt der kleine Müller weg , ſo
iſt der Bauer entweder gezwungen , ſeine Getreide zum Großmüller
zu führen und von dort ſeine Kleie zurückzubringen — er hat alſo
doppelte Frachtkoſten — oder dasſelbe gleich ins Ausland auszuführen . .
Eine weitere Möglichkeit wäre allerdings , daß unſere Bauern dazu
übergingen , noch mehr als bisher ihr Brotgetreide zu verfüttern . Der
deutſche Landwirtſchaftsrat hat ſchon im Jahre 1900 Erhebungen in
dieſer Richtung gepflogen und feſtgeſtellt , daß damals ſchon 25 %
unſeres Brotgetreides verfüttert wurden . Wenn wir nun aber auf
dieſe Weiſe die Verwertung des Inlandsgetreides durch Vermahlen
zu Mehl den Kleinmüllern unmöglich machen , zwingen wir die
Bauern , auch das werdtvollere Brotgetreide zu verfüttern ; es iſt auch
eine Tatſache , daß , je größer der Betrieb einer Mühle iſt , ſie deſto
mehr ausländiſches Getreide vermahlt , während die kleineren und
mittleren Mühlen im weſentlichen Inlandsgetreide verarbeiten . Es
ergibt ſich aus dieſen Zahlen , daß in Mannheim und Ludwigshafen
nur ungefähr zwei Prozent der Geſamtvermahlung inländiſcher Her⸗
kunft ſind . Aber nicht nur als Abnehmer ſeines Produkts hat der
Müller für den Landwirt Bedeutung ; der Müller hat auch inſofern
einen großen Wert für unſere Bauern , als er eben billige Futtermittel
dem Bauern offerieren kann und ihm dadurch die Viehhaltung weſentlich
erleichtert und verbilligt . “

Der Antrag Speck fand im Reichstage am 12 . Mai gegen die
Stimmen der Freiſinnigen und Sozialdemokraten und einen Teil der
Nationalliberalen Annahme . In der Finanzkommiſſion wurde dann
ein entſprechendes Steuergeſetz angenommen , aber im Plenum gegen
Zentrum , Konſervative und Wirtſchaftliche Vereinigung abgelehnt , da
auch der Bundesrat es als unannehmbar bezeichnet hatte .

C. Die Tätigkeit des Zentrums
zugunſten des gewerblichen Mittelſtandes .

54 . Die Sicherung der Bauforderungen ( . Seſſ .
1907/09 Druckſ . Nr . 365 ) konnte nach mehr als 13jährigen Be⸗
mühungen endlich geſetzlich geregelt werden ; ein ſehr hohes Verdienſt
fällt hierbei dem Zentrumsabg . Dr . Mayer ( Kaufbeuren ) zu, der
nicht nur einen muſterhaften Bericht (J. Seſſ . 1907/09 Druckſ.
Nr . 1275 ) lieferte , ſondern durch ſeine Geſchicklichkeit das ganze
Geſetz zur Annahme brachte . Ueber die Grundgedanken des neuen
Geſetzes entnehmen wir ſeiner Rede vom 28 . April 1909 :
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1

Die Erkenntnis , daß die Bauhandwerker aus eigener Kraft im Wege der
Selbſthilfe ſich des Bauſchwindels nicht erwehren können , iſt heute eine allgemeine
geworden. Der wirkſamenVertretung der Bauforderungen ſteht eben neben dem
geſchäftlichen Raffinement ſo zahlreicher Boden - und Bauſpekulanten vor allem
auch das ſtarre Syſtem unſeres Hypothekenrechts entgegen . Dieſes Syſtem bringt
es mit ſich, daß die Hypotheken , welche auf der Bauſtelle ruhen , auch wenn ſie die
Bauſtelle um das Drei⸗ und Vierfache ihres Wertes überragen , nach dem bis⸗
herigen Recht den durch die Bauhandwerker geſchaffenen Mehrwert ſofort ergreifen
und abſorbieren . Der Entwurf hat ſich daher on auf den richtigen Standpunkt
geſtellt, daß die wirkſamſte Sicherung der Bauforderungen die iſt , den Bau⸗
gläubigern den durch ſie geſchaffenen Mehrwert pfandweiſe zu reſervieren . An
dieſer Grundlage des Geſetzentwurfs hat auch die Kom nichts geändert .

R Die Kommiſſion hat jedoch die dingliche , d. h. die hypothek e Sicherung der
Uhehnnz Bauforderungen noch weiter verſchärft ; ſie hat er die Möglic der Geltend⸗
f machung der Bauforderungen

f
dlich zu dereinfacht und erleichtert , und ſie hat end

dinglichen Sicherung der Bauforderungen , die der Entwurf allein vorſah , weitere
allgemeine Sicherheitsmaßregeln hinzug Allgemeine Zuſtimmung hat es ge—
funden, daß die Kommiſſion dem Regierungsentr
geſtellt hat , in welchen ſie die älteſten Forderun
die Buchführungspflicht und die Bau
Strafen . Während die allgemeinen zregeln im neuen erſten Ab⸗
ſchnitt des Geſetzes , die Buchführungspflicht , die Baugeldverwendungspflicht uſw. ,
ohne weiteres für das ganze deutſche R ltung erl ſollen , iſt im
§ 1 vorgeſehen , daß die einſchneidendere und ſamere dingliche Sicherung
der Bauforderungen nur in den durch landesherrliche Verordnung eigens be—
ſtimmten Gemeinden Platz greifen ſoll , mit anderen Worten : bevor die dingliche
Sicherung der Bauforderungen eintritt , muß die betreffende Gemeinde durch
landesherrliche Verordnung als bauſchwindelverſeucht erklärt ſein . Ich habe ſchon
in der erſten Leſung hervorgehoben , daß nach meiner Meinung hierdurch eine

1 Rechtsungleichheit geſchaffen wird , die von den betroffenen Gemeinden geradezu als
R ein zivilrechtlicher Belagerungszuſtand empfunden werden kann und muß .

Sehr zu begrüßen iſt es, daß es der Kommiſſion gelungen iſt , neben den
Neubauten , die der Entwurf allein in das Geſetz einbezogen wiſſen wollte , auch
die Abriß⸗ oder Erſatzbauten in das Geſetz einzubeziehen . Daß nicht auch die
Umbauten in das Geſetz Aufnahme fanden , iſt gewiß bedauerlich , aber es iſt ver⸗
ſtändlich vom Standpunkt des Syſtems aus , auf dem das ganze Geſetz aufgebaut
iſt. Die Aufnahme auch der Umbauten in den zweiten Abſchnitt des Bau⸗

forderungenſicherungsgeſetzes hätte zu ungeheuren und juriſtiſch unmöglichen Kon⸗
ſequenzen geführt . In der Kommiſſion iſt zwar angeregt worden , wenigſtens ſo
weit zu gehen, daß man bei den Umbauten den Bauvermerk direkt nach dem ge⸗
ſchätzten Wert des umzubauenden Gebäudes ſtehen läßt ; aber von anderer Seite

wurde dieſe Sicherung als ziemlich wertlos von der Hand gewieſen , und es fand
ich für dieſe Anregung in der Kommiſſion keine Mehrheit . Unſere volle Zu⸗

ürfe einen erſten Abſchnitt voran⸗
en der Bauhandwerker aufnahm ,

gspflicht , mit entſprechenden

ſtimmung hat es auch gefunden , daß die durch nichts gerechtfertigte Beſchränkung
ſtandee des Entwurfs auf Gebäude zu Wohn⸗ und gewerblichen Zwecken von der Kom⸗

1 0 miſſion geſtrichen wurde . Eine überaus beſtrittene Beſtimmung des Entwurfs war
von jeher der §S 4. Im § 4 iſt vorgeſehen , daß ein jeder , der ein Viertel der

vorausſichtlichen Baukoſten deponiert , ſich damit ohne weiteres von allen Folgen
des Geſetzes befreien kann . In der Kommiſſion haben wir verſucht , dieſen Para⸗
graphen , den ich bei der erſten Leſung als eine Hintertür zur Umgehung des Ge⸗
ſetzes bezeichnet habe , zu beſeitigen . Die Bundesratsvertreter haben aber dieſen

Paragraphen als eine Vorausſetzung des ganzen Entwurfs bezeichnet und damit
zuerkennen gegeben , daß eine erhebliche Aenderung des §4 für ſie ein Grund
wäre, ihr Unannehmbar auszuſprechen . Ein in erſter Leſung ſehr umſtrittener
Punkt war auch die Haftung des Eigentümers für die Forderungen der Nach⸗25 männer , d. h. für die Forderungen derjenigen Baugläubiger , welche nicht direkt

*
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mit dem Eigentümer , ſondern mit einem von dem Eigentümer aufgeſtellten Unter⸗

nehmer abgeſchloſſen haben. Nach dem Entwurf ſollten die Forderungen der
Nachmänner nur dann ſicherungsberechtigt ſein , wenn die Nachmänner nachzuweiſen
in der Lage waren , daß der Eigentümer bei der Auswahl des Unternehmers ,

durch welchen die Bauleute zu Schaden gekommen ſind , entweder argliſtig oder

doch ige grob fahrläſſig — — habe . Meine Herren , dieſer Nachweis
war nach dem Entwurfe bereits bei der Anmeldung der Bauhypotheken im Wege
der Glaubhaftmachung zu erbringen . ein Verlangen , das von dem Baugläubiger
in der kurzen Friſt von zwei Monaten die geradezu unmögliche Glaubhaftmachung
von Vorgängen forderte , die ſich in der Seele des andern

12 haben .
Meine Freunde haben beantragt , dieſem Uebelſtande dadurch abzuhelfen , daß man
einfach die Beweislaſt umkehre , und dieſer Antrag fand auch die ZZuſtimmung der
Kommiſſion . Nach der neuen Ausgeſtaltung des Entwurfs iſt es ſo, daß der

igentümer in all den Fällen , wo Baugläubiger durch einen von dem Eigentümer
eſtellten Unternehmer zu Schaden gekommen ſind , dann mit ſeinem Grund⸗

haftet , wenn nicht er, der Eig mer, ſeinerſeits nachweiſt , daß ihn weder
Argliſt noch grobes Verſchulden bei der Aus vahl Unternehmers getroffen hat .
Das iſt wiederum von großer Bedeut die Ann ieldung dieſer Nachmänner⸗
hypotheken zur Vieel Kopfzer chens, meine Herren , hat der Kom⸗
n

be
ein vom Zentrum

A
cht, den in dem Bau verwendeten

Leiſtungen ſolche Arbeiten e bereits fertiggeſtellt und abgeliefert
oder infolge Ausnahmeve ers nicht abgeliefert worden ſind.
Man hat gegen dieſen ſchl der e mit großer Mehrheit an⸗
genommenen Antrag von Regi gemacht , daß er in das Syſtem
des Geſetzes nicht hineinpaſſe , daß er d etzung des Geſetzes , der versio
in rem , nicht entſpreche, daß er Rechtsgr tze des bürgerlichen Rechts , des
Konkursrechts über den Haufen werfe uſw. Schließlich hat aber die Diskuſſion
ergeben , daß all dieſe Bedenken entweder unzutreffend oder doch ſo wenig be⸗
deutſam ſind , daß ſie e derartige Verbe ſſerungsmahregel nicht hintanhalten
könnten . Außerdem hat die Kommiſſion auf einen Antrag ddes Zentrums hin die
Haftung der Bauhypotheken auch für vierprozentige Zinſen vorgeſehen .

Auch einem Antrag der äußerſten Linken , den Arbeitern für ihre Forderungen
ein Vorrecht für die Dauer von 14 Tagen zu gewähren, hat die Kommiſſion ent⸗
ſprochen. Eine außerordentlich wichtige Frage war die gleichanteilige Befriedigung

r Baugläubiger . Der Entwurf hatte nach dieſer Richtung keine Beſtimmungen
vorgeſehen ; es iſt aber jedem , der die praktiſchen Verhältniſſe kennt , bekannt , daß
in Zeiten des Bauſchmnndels diejenigen Bauarbeiter , Bauhandwerker , Bau⸗
lieferanten , welche zuerſt liefern , in der Regel den größ ten Teil ihres Lohnes oder

4 Vergütungen erhalten , während ddiejenigen Baugläubiger , welche zuletzt liefern ,
wie z. B. die Spengler , die Glaſer , mit dem größten Teil ihrer Forderungen
regelmäßig durchfielen . Viele Vorſchläge, die von Handwerkerkreiſen gemacht
waren , erwieſen ſich leider als undurchführbar . Die Kommiſſion kam ſchließlich
einem von und Zentrumsſeite Leſte

llten Antrag entſprechend dazu,
einen Gedanken des Entwurfs 8 aus dem Jahre 1901 wieder aufzugreifen und

auf indirektem Wege die Sperrung eines iftels des WI . bis nach
Fertigſtellung des Baues herbeizuführen . iſt das in der Weiſe geſchehen , daß,
wenn auch nur ein Baugläubiger widerſpricht , der Baugeldgeber nur mehr mit
vier Fünfteln deſſſſen , was er zur Befriedigung von Baugiäubigern verwendet hat,
der Bauhypothek im Range vorangehen ſoll . Das ch die
daß jeder Baugeldgeber ſich hüten

1
mehr als vier lder jeweilsfäl ligen

der Bauhan r und dadurch wird bewirkt , daß das
bis nach Ferti Baues reſerviert bleibt und dann den

gläubigern , in erſter 1905 au zuletzt hinzugekommenen Ausbau⸗
mmt. Eine weitere w nmung , die die Kommiſſion

in 35 e hineingearbeitet hat, iſt rrichtung von Bauſchöffenämtern .
Dieſe Aemter , deren Errichtung die Kommiſſion neu vorgeſehen hat , haben mit
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Abgeordnetenhauſe in
den ſeinerzeit vom Abgeordneten Wallbrecht im 1
den 3 0 p

emein, ſie lehnen ſich
Vorſchlag gebrachten Bauſchöffenämtern nur den 9

vielmehr an einen alten Entwurf eines preußiſchen
A ungsgeſetzes zu einem

früheren Entwurf eines Reichsgeſetzes zur Sicherung der Bauforderungen an.

Dieſe Beſtimmungen bezwecken , der Baupolizeibehörde alle ihr durch das Geſetz

primär zugewieſenen Aufgaben , die eigentlich gar nicht polizeilicher Natur ſind , zu

nehmen, und dieſe Aufgaben in die Hände einer Behörde zu legen , die der Mehr⸗

zahl nach aus Sachverſtändigen zuſammengeſetzt iſt , und allein ſchon kraft ihrer

Zuſammenſetzung das Vertrauen der intereſſierten Kreiſe genießen muß . Den

Bauſchöffenämtern , die nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion mindeſtens zur Hälfte

aus Bauſachverſtändigen beſtehen und einſchließlich des Vorſitzenden auch in den

fleineren Gemeinden nicht weniger als fünf Mitglieder zählen ſollen , wurden neben

all den Aufgaben , die nach dem Entwurf der Baupolizeibehörde zugedacht waren ,

noch eine Reihe anderer Aufgaben überwieſen , die nach Anſicht der Kommiſſion in

den Händen dieſer Aemter beſonders gut aufgehoben ſind . Den Bauſchöffen⸗

ämtern ſoll vor allem die Abſchätzung des Bauſtellenwertes übertragen werden .

Es ſoll ihnen weiter übertragen werden die Abſchätzung der vorausſichtlich ent⸗

ſtehenden Baukoſten für den Fall der Sicherheitsleiſtung nach § 4. Es ſoll ihnen

übertragen werden die Abſchätzung des vorausſichtlichen Werts eines künftigen

Neubaues und der vorausſichtlichen Koſten eines Bauabriſſes im Falle der Wert⸗

ſchätzung eines Erſatzbaues oder Abrißbaues . Es ſoll ihnen weiter übertragen

werden die Berechnung des Durchſchnittslohnſatzes der Tagelöhner und der Akkord⸗

atbeiter bei Bauten im Hinblick auf die den Arbeitern für die Dauer von 14 Tagen

gewährten Vorrechte . Es ſoll ihnen übertragen werden die Entgegennahme der

Anmeldungen zur Bauhypothek . Ferner ſoll ihnen übertragen werden in Wider⸗

ſpruchsfällen die Feſtſetzung des Betrags , in welchem angemeldete Bauforderungen

zur Sicherung durch die Bauhypothek zuzulaſſen ſind . Mit anderen Worten , wenn

eine Bauhypothek angemeldet wird , dann ſoll das Bauſchöffenamt , wenn auch nur

einer der Baugläubiger widerſpricht und behauptet , daß dieſe Bauforderung über

den Rahmen des Ueblichen und Angemeſſenen hinausgeht , als erſte und letzte

Inſtanz darüber entſcheiden , in welcher Höhe dieſe Bauforderung in die Bau⸗

hypothek hineingenommen werden ſoll . Damit ſind all die Prozeſſe , welche in

Verfolg des §S 13 des Entwurfs ganz zweifellos ſich an dies Geſetz angeknüpft

hätten , von vornherein geſchlagen , und juriſtiſch hat dieſe Regelung deshalb keine

Bedenken, weil es ſich hier nicht um Feſtſtellung der Forderung an ſich, ſondern

bloß um die Feſtſtellung der Höhe handelt , in welcher dieſe Feſtſtellung , als Bau⸗

forderung betrachtet , durch die Bauhypothek geſichert werden ſoll . Den Bau⸗

gläubigern ſteht auf alle Fälle der Rechtsweg offen ; aber die Betretung des Rechts⸗

wegs hindert den Fortgang des Verfahrens hinſichtlich der Bauſicherung und hin⸗

ſichtlich der Behandlung der Bauforderung in der Bauhypothek nicht .

Schließlich ſind die Bauſchöffenämter auch als Einigungsamt gedacht . Sie

ſollen auf Anrufen einer Partei als Einigungsamt zwiſchen den Bauherren und
Unternehmern einerſeits und dem Baugläubiger andererſeits , aber auch bei

Streitigkeiten der Baugläubiger unter ſich als Einigungsamt zwiſchen dieſen dienen .

Den Bauſchöffenämtern hat die Kommiſſion daher auch das Recht verliehen, das
Nähterſcheinen einer vorgeladenen Partei durch Strafen zu erzwingen . Wenn erſt
dem Bauſchwindel auf das Haupt geſchlagen iſt , dann , meine Herren , können auch
die Bauhandwerker nicht mehr von ſich ſagen : Arbeit macht arm ,

— dann gilt
auch für die Bauhandwerker wieder das Wort : Jede ehrliche Arbeit iſt ihres

Lohnes wert . ( 256. Sitzung vom 28. April 1909 S. 8236 . )

Das Geſetz fand einſtimmige Annahme . Der Bundesrat erteilte

demſelben ſeine Zuſtimmung .

55 . Eine Novelle zum unlautern Wettbewerbsgeſetz
iſt vom Zentrum ſeit 1900 jedes Jahr gefordert worden . Am

0
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8. Januar 1909 ging dem Reichstage ein Geſetzentwurf zu (I . Seſſ .
1907/09 Druckſ . Nr . 1109 ) , der in mancher Richtung den geäußerten
Wünſchen Rechnung trug .

Unter den Fragen , welche für die Reviſion des Wettbewerbs⸗
geſetzes in den Vordergrund geſtellt zu werden pflegen , ſind namentlich
zu nennen : die Einführung einer Generalklauſel , welche es ermöglichen
ſoll , manche jetzt nicht verfolgbare Unlauterkeiten zu erfaſſen , die Ver⸗
ſchärfung des Strafmaßes und der Haftung des Geſchäftsherrn fürdie Handlungen ſeiner Angeſtellten , die beſſere Verhinderung der
Quantitäts⸗ und Qualitätsverſchleierung , die mißbräuchliche Bezeichnungvon Waren als Konkurswaren und vor allem die Auswüchſe im
Ausverkaufsweſen . Aber auch Preisſchleuderei und Lockartikel, Ueber⸗
maß in der Rabattgewährung und im Zugabeweſen wünſcht man
vielfach durch das Wettbewerbsgeſetz verhindert zu ſehen ; ſchließlich wird
die Bekämpfung des Ausſtellungsſchwindels und der Beſtechung der
Angeſtellten von manchen Seiten als Aufgabe der Geſetzesreviſion
betrachte . Nur einen , wenn auch erheblichen Teil dieſer zahlreichen
Fragen hat der vorliegende Entwurf , der an den Grundlagen des
bisherigen Geſetzes feſthalten zu ſollen glaubt , in ſich aufnehmen und
im poſitiven Sinne regeln können . Dies gilt insbeſondere von den
in erſter Reihe angeführten Fragen . Daneben haben die Vorſchriftenüber die ſogenannte Anſchwärzung und über die mißbräuchliche Be⸗
nutzung fremder Geſchäftsbezeichnungen eine ſachgemäße Erweiterungerfahren .

In der erſten Leſung ( 25 .Januar 1909 ) brachte der AbgeordneteRoeren eine Reihe weiterer Wünſche vor .
„Vermißt wird namentlich eine Maßnahme gegen das Unweſender Lockartikel , gegen das ſogenannte Schleuderſyſtem . . „ ein fernererMangel des Geſetzes bezieht ſich auf das ſogenannte Gutſcheinſyſtem.Es iſt darunter nicht zu verſtehen die ſich in vernünftigen Grenzenbewegende Rabattgewährung , auch nicht die Ausgabe von Rabatt⸗

marken , namentlich wenn ſie unter der Kontrolle beſonderer Kontroll⸗
kaſſen geſchieht , ſondern das bekannte Schneeballenſyſtem , auch Hydra⸗Gellaſyſtem genannt .

Endlich läßt auch die Regelung des Ausverkaufsweſens , wie ſiein der Vorlage getroffen iſt , manches zu wünſchen übrig . Die Haupt⸗ſache iſt ja dadurch erledigt , daß jetzt das unbedingte Verbot des
Nachſchubs von Waren beim Ausverkauf erlaſſen wird . Damit iſtder Kaufmannſchaft der Hauptgrund zu den berechtigten Klagen gegendas Ausverkaufsunweſen genommen . “

Abg . Sir forderte eine Regelung des Auktionsweſens und mehr
Initiative der Staatsanwaltſchaft gegen Verfehlungen bei dieſemGeſetze. Die Kommiſſion ( Bericht . Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1390 )
nahm zunächſt die Generalklauſel gegen den unlauteren Wettbewerb
an ; ſie fügte neu ein Strafbeſtimmungen gegen die Beſtechung



der Privatangeſtellten und verbeſſerte den Entwurf in einer Reihe von

Einzelheiten .
Abg. Dr . Bitter begrüßte in der zweiten Leſung ( 17. Mai 1909 )

die Aufnahme der Generalklauſel :

„ Wer im geſchäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs

Handlungen vornimmt , die gegen die guten Sitten verſtoßen , kann

auf Unterlaſſung und Schadenserſatz in Anſpruch genommen werden .

Unter Waren im Sinne dieſes Geſetzes ſind auch landwirtſchaftliche
Erzeugniſſe , unter gewerblichen Leiſtungen und Intereſſen auch land⸗

wirtſchaftliche zu verſtehen . “
Nicht nur im Publikum , ſondern auch in juriſtiſchen Kreiſen

wird vielfach darüber geklagt , daß die Kunſt der Geſetzesauslegung
mit der Entwicklung des praktiſchen Lebens nicht gleichen Schritt ge⸗

halten hat. Es wird darauf hingewieſen , daß die Kunſt der Geſetzes⸗
auslegung viel zu ſehr eine Begriffswiſſenſchaft und keine Beobachtungs⸗
und Erfahrungswiſſenſchaft ſei. Meine Herren , dieſe Klagen ſind

nicht ganz unbegründet . Es iſt richtig , daß im Publikum vielfach ein

Urteil, welches lediglich auf Grund ſcharfſinniger Deduktionen gefällt
iſt, nicht verſtändlich iſt , und das kommt daher , weil ſich in dem Urteil

das praktiſche Leben nicht, wie es ſoll , widerſpiegelt , weil die Juris⸗

prudenz in der Tat zu ſehr eine Begriffswiſſenſchaft iſt , weil ſie auf

die Beobachtungen und Erfahrungen des praktiſchen Lebens vielfach

altzuwenig Rückſicht nimmt . Meine Herren , alſo auch von dieſem

Geſichtspunkte aus begrüßen wir das Geſetz mit Freuden ; denn es

gibt den Richtern eine Handhabe , von der reinen Begriffswiſſenſchaft
mehr und mehr zur Beobachtungs - und Erfahrungswiſſenſchaft über⸗

zugehen. “
Das Plenum ſtimmte der Aufnahme der Generalklauſel einmütig

zu. Eine lebhaftere Auseinanderſetzung gab es beim §3 , wobei der

Abg. Roeren betonte :

„Nach § 3des Geſetzes ſoll als unlautere Reklame beſtraft werden , wenn

wiſſentiich unwahre Angaben tatſächlicher Art gemacht ſind , die geeignet ſind, das
Publikum irrezuführen . Die Faſſung „ Angaben tatſächlicher Art “ , die ſich ſchon
in dem bisherigen Geſetz befand und von dort hierher übernommen iſt , hat
notoriſch in der Rechtſprechung zu den bedenklichſten Schwankungen und wider⸗
ſprechendſten Entſcheidungen der Gerichte geführt ( ſehr richtig ! rechts), indem ein

und dieſelbe Retlame von dem einen Gericht als Reklame tatſächlicher Art , von

dem andern Gericht als Reklame nicht tatſächlicher Art aufgefaßt wurde und dem⸗

gemäß wegen der ganz gleichen Reklame der eine Geſchäftsmann verurteilt , der
andere freigeſprochen iſt . Es liegt auf der Hand , daß dies zu den größten Un⸗

zuträglichkeiten in den gewerblichen Kreiſen geführt hat . Schon bei der Beratung
des bisherigen Geſetzes im Jahre 1896 iſt dieſer Befürchtung Ausdruck gegeben
und auf das Bedenkliche und Unhaltbare dieſer Faſſung hingewieſen , und die
ſpätere Erfahrung hat gezeigt , daß dieſe Befürchtung nur zu ſehr begründet war .
Dieſe Klage iſt in den Kreiſen der Gewerbetreibenden allgemein ; man empfindet

es geradezu als unerträglich , daß man ſelbſt in dem einzelnen gegebenen Fall nie

mit irgendwelcher Sicherheit vorausſehen kann , welche, Auslegung die Worte tat⸗
ſächlicher Art “ bei dem Gerichte finden werden . ( Sehr richtig ! in der Mitte . )
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Es liegt eine ganze Reihe der widerſprechendſten gerichtlichen Entſcheidungen vor .
Ich könnte Ihnen eine ganze Ausleſe geben von Fällen , wo das eine Gericht an⸗
genommen hat , es ſei eine Reklame „tatſächlicher Art “ , das andere , ſie ſei nicht
„tatſächlicher Art “ ; ich will aber nur einige Fälle mitteilen . Da iſt z. B. die
Reklame : „Mittelſt des neueſten Patentverfahrens hergeſtellt “, wo feſtgeſtellt
wurde , daß hier ein Patentverfahren überhaupt gar nicht beſtand ; dann : „leiſtungs⸗
fähigſte Fabrik auf ihrem Gebiet “, „größte Buchbinderei und lithographiſche Kunſt⸗
anſtalt “, „beſtes und beſuchteſtes Speiſehaus am Platze ! “ uſw. Bei allen dieſenReklamen liegen widerſprechende Entſcheidungen der Gerichte vor ; das eine hat
angenommen , es handle ſich hier um Angaben ctatſächlicher Art , das andere , es
ſeien nur Angaben nicht tatſächlicher Art , und dementſprechend iſt dann entweder
eine Verurteilung oder eine Freiſprechung erfolgt ; und ich glaube , wenn wir hierim Hauſe über die eben vorgetragenen Fälle entſcheiden ſollten , dann würden auch
hier die Anſchauungen auseinandergehen . ( Sehr richtigl ) Ein Teil würde ſagen :
es ſind Reklamen tatſächlicher Art , ein anderer Teil würde ſie als nicht tatſächlicherArt bezeichnen . Dieſe Widerſprüche aber werden immer wiederkehren und müſſen
wiederkehren , einfach aus dem Grunde , weil es an einer klaren und beſtimmten
Definition von „ unwahren Angaben nicht tatſächlicher Art “ fehlt und eine ſolche
auch niemals gefunden werden kann . “

Die Abg . Roeren und Bitter ſtellten daher den Antrag , dieſe
Worte zu ſtreichen . Gegen den Widerſpruch der Regierung und der
Linken wurde dieſer Antrag angenommen und die Streichung in
dritter Leſung aufrecht erhalten .
Die Strafbeſtimmungen gegen die Beſtechung der Privatangeſtellten
fanden mit großer Mehrheit gegen den Widerſpruch eines Teils der
Linken Annahme .

56 . Verſchiedene Wünſche des Bandwerks haben die
Abgg . Irl und Göring zum Vortrag gebracht . Abg . Irl wünſchte
( 22. März 1909 ) , daß mit dem Ausbau der Bekleidungsämter nicht
ſo raſch vor ſich gegangen werde . Er forderte , daß die ſich bildenden
Genoſſenſchaften der Handwerker bei der Vergebung der Arbeiten
mehr berückſichtigt würden . „ Hier könnte die Militärverwaltung zur
Förderung des Handwerks ſehr viel beitragen , nach meiner Aeber⸗
zeugung , ohne die Schlagfertigkeit der Armee zu gefährden . So , wie
es jetzt gemacht wird , geht es allerdings nicht . Wenn die Genoſſen⸗
ſchaften nur da und dort aushilfsweiſe mit einer Lieferung bedacht
werden, wenn ſie zu gewärtigen haben , daß ſie dann jahrelang wieder
nicht auf ſolche Arbeiten rechnen können , dann können ſie ſich nicht
dementſprechend einrichten , können ſie nicht leiſtungsfähig werden .
Wenn aber eine Genoſſenſchaft mit regelmäßigen Aufträgen rechnen
kann , ſo darf die Heeresverwaltung ſicher ſein , daß die Genoſſen⸗
ſchaften gerade ſo prompt liefern werden wie die Bekleidungsämter,
ſelbſt für den Mobilmachungsfall und für den Krieg . “

Die Militärverwaltung ſagte Entgegenkommen zu. Abg . Göring
tadelte ( 19 . Januar 1909 ) daß die Konkurrenz der Gefängnisarbeit
noch immer nicht beſeitigt ſei ; man möge beſonders die Handwerks⸗
kammern hören und deren Vorſchläge beachten . Die Regierung ſagte
dies zu. Abg . Göring wünſchte weiter ( 13 . Februar 1909 ) , daß die

„ 7I614
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Handwerkergenoſſenſchaften auch Darlehen aus dem Reſervefonds der

Berufsgenoſſenſchaften erhalten können . Am 8. Februar 1909 gab
der Abg. Irl dem Wunſche Ausdruck , die Handwerkskammer zu

hören, ehe Geſetzentwürfe , die das Handwerk berühren , an die Oeffent⸗

lichkeit gelangten .

D. Die Tätigkeit des Fentrums zugunſten des

Arbeiterſtandes .

57 . Die Gewerbeordnungsnovelle mit dem Sehn⸗

ſtundentag für die Arbeiterinnen wurde vor Weihnachten noch

verabſchiedet , während derjenige Teil der Vorlage , welcher ſich mit

den Verhältniſſen der Techniker und der Heimarbeit befaßt , noch der

Erledigung harrt ; man hat dieſen Teil vorweggenommen , weil die

Abmachungen der Berner Konvention das notwendig machen . Die

einzelnen Materien ſind hier getrennt behandelt :
1. Ausdehnung der Arbeiterſchutzbeſtimmungen auf

Betriebe mit mehr als zehn Arbeitern . An Stelle des Be⸗

griffes „Fabrik “ brachte die Vorlage und der Kommiſſionsantrag die

Worte „gewerbliche Betriebe mit mindeſtens zehn Arbeitern “ und die

Geſetzesaufſchrift : „ Beſondere Beſtimmungen für Betriebe , in denen

in der Regel mindeſtens zehn Arbeiter beſchäftigt werden . “ Die

Sozialdemokraten beantragten , dieſe Beſtimmungen auszudehnen auf

alle Betriebe mit fünf Arbeitern und zu ſagen „Betriebe , für die “,

ſtatt „Betriebe , in denen “ (l . Seſſ . 1907,09 ) . Abg . Trimborn
(1. Dezember 1908 ) führte gegen den Antrag aus , daß ſchon die

Ausdehnung auf Betriebe mit zehn Arbeitern ein großer Fortſchritt
gegenüber dem beſtehenden Geſetze ſei, daß nach § 154 alle diejenigen

Betriebe, in denen durch elementare Kraft bewegte Triebwerke tãtig

ſind, unter die Schutzbeſtimmungen fallen ohne Rückſicht darauf, ob

ſie mehr oder weniger als zehn Arbeiter beſchäftigen. Ferner können

auch die Betriebe , in denen kein Motor in Tätigkeit geſetzt wird ,

auch wenn ſie weniger als zehn Arbeiter beſchäftigen, durch Bundes⸗
ratsverordnung einbezogen werden in die Wirkſamkeit des Geſetzes.
( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Aeberall da , wo bei ſolchen Betrieben
eine Gefährdung für die Geſundheit aligemein beſteht , kann die

Bundesratsverordnung eingreifen . Tatſächlich beſtehen denn auch ſchon

verſchiedene ſolcher Bundesratsverordnungen . Wenn man nun noch
über dieſe Grenzen hinausgeht und ſagt „ fünf Arbeiter“ ſtatt „zehn
Arbeiter“, dann greift man tief in das Handwerk hinein ; man greift
in einem ſo erheblichen Umfang in Verhältniſſe ein, wo von einem

Fabrikbetrieb nicht mehr die Rede ſein kann . Man muß auch zu⸗

geben, daß für dieſe kleinen , rein handwerksmäßigen Betriebe im all⸗
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gemeinen die intenſiven Schutzvorſchriften , wie ſie dieſes Geſetz vorſieht ,nicht gerade erforderlich ſind . Wir ſind daher der Auffaſſung , daßdie Vorlage durch die Begrenzung von zehn Arbeitern im weſentlichendas Richtige getroffen hat . “
Gegen den zweiten Teil des ſozialdemokratiſchen Antrages führtederſelbe Abgeordnete aus : „ Es kommt in Betracht , daß bei einer

ganzen Reihe von Perſonen eine Anzahl von Hilfskräften beſchäftigtſind , die zwar für den Betrieb beſchäftigt ſind , aber nicht im Betriebe .Wo iſt da nun die Grenze ? Da iſt z. B. ein Mann , der dieTransporte für irgend einen Betrieb beſorgt . Soll der nun auchmitgezählt werden und unter die Schutzbeſtimmung fallen ? Das wäredoch irrationell . Ein Anſtreicher , der die Werkſtätte anſtreicht , iſt erfür den Betrieb tätig ? Soll er mitgezählt werden ? Solche zweifel⸗haften Fälle ergeben ſich auf Schritt und Tritt . “
Der ſ zialdemokratiſche Antrag wurde gegen die Stimmen derAntragſteller abgelehnt , die Vorlage aber angenommen .2. Ausdehnung des Schutzalters auf 18 Jahre . Einſozialdemokratiſcher Antrag (I. Seſſ . 1907709 Nr . 1031 ) wollte dieSchutzbeſtimmungen für jugendliche Arbeiter derart ausdehnen , daßdieſe bis zum 18 . Lebensjahr ( bisher 16 . ) demſelben unterſtellt ſind.Abg . Erzberger erklärte ( 1. Dezember 1909 ) : „ Wir haben in derKommiſſion den Antrag geſtellt auf Einführung des allgemeinenJehnſtundenmarimalarbeitstagesfür alle männlichen Arbeiter . DurchAnnahme dieſes Antrags aber iſt es ganz ſelbſtverſtändlich , daß dieweſentlichſte Schutzbeſtimmung der jugendlichen Arbeiter , nämlich derZehnſtundentag , dann auch den Leuten vom 16 . bis zum 18 . Lebens⸗jahr zugute kommt . Deswegen glaubten meine politiſchen Freunde ,die früher , auch wie von nationalliberaler Seite , einen Antrag aufErhöhung des jugendlichen Alters auf das 18 . Lebensjahr geſtellthaben, doch im jetzigen Moment Abſtand zu nehmen , dieſen Antragweiter zu verfolgen .

Es ſpricht nach meinem Dafürhalten gegen die ſofortige Aus⸗dehnung des Schutzalters auf das 18 . Lebensjahr auch folgenderUmſtand , dem ich aber nicht entſcheidenden Wert beilege : wir wiſſengar nicht, wie viele Arbeiter in Betrieben , die über zehn Arbeiterbeſchäftigen, zwiſchen dem 16 . und 18 . Lebensjahre ſind . Wir be⸗alten uns vor , bei der Generalberatung der Gewerbeordnung aufden allgemeinen Zehnſtundentag der männlichen Arbeiter zurückzu⸗greifen , um das für alle männlichen Arbeiter zu erreichen , was dieSozialdemokraten heute nur für die Arbeiter vom 16 . bis 18 . Lebens⸗jahr anſtreben . “
Der ſozialdemokratiſche Antrag wurde abgelehnt , und ebenſowurde ein Antrag Dr . Pfeiffer abgelehnt , der für die jungen Leuteunter 14 Jahren , ſoweit ſie Handwerkslehrlinge ſind , den Zehnſtunden⸗tag zulaſſen wollte (ſtatt bisher ſechs Stunden ) .



3. Der Zehnſtundentag für Arbeiterinnen . Nach der
Vorlage ſollte der bisherige Elfſtundentag durch den Zehnſtundentag
für Arbeiterinnen erſetzt werden . Die Kommiſſion ſtimmte dem
Entwurfe zu. Die Sozialdemokraten ſtellten den Antrag auf die ſo⸗
fortige Einführung des Neunſtundentages und ab 1. Januar 1912
des Achtſtundentages . Abg . Dr . Fleiſcher wies ( 30 . November 1908)
auf die vielen Schwierigkeiten hin , welche der Einführung des Zehn⸗
ſtundentages ſchon entgegengeſetzt werden . „ Die Berner Konvention
legt lediglich eine elfſtündige Marimalruhezeit für Arbeiterinnen feſt ,
ſo daß alſo in ſozialpolitiſch rückſtändigen Staaten immer noch die
Möglichkeit vorhanden iſt , auf Grund der Berner Konvention eine
Maximalarbeitszeit von 24 minus 11 , alſo von 13 Stunden ein⸗
treten zu laſſen , und wir haben leider Gottes derartig ſozialpolitiſch
rückſtändige Staaten heute noch unter den europäiſchen ; das iſt nicht
zu leugnen . Soweit nun die Leiſtungsfähigkeit der Induſtrie nicht
von perſönlicher Geſchicklichkeit , nicht von Intelligenz , perſönlicher
Tüchtigkeit und der Arbeitskraft der Arbeiter abhängig iſt , ſoweit es
Induſtrien gibt , die bei ihrer Produktion hauptſächlich von der
maſchinellen Leiſtung abhängen , ſo weit , glaube ich, gibt es doch mit
Rückſicht auf die internationale ſozialpolitiſche Lage noch erhebliche
Bedenken , die uns zum mindeſten dazu veranlaſſen ſollten , daß wir
zunächſt in Erhebungen darüber eintreten , wie denn die augenblickliche
Lage innerhalb unſerer deutſchen Induſtrie mit Rückſicht auf den
Weltmarkt beſchaffen iſt , um dann auf Grund dieſer tatſächlichen Er —
hebungen auch einer weiteren Verkürzung der Arbeitszeit nähertreten
zu können . “

Der ſozialdemokratiſche Antrag wurde gegen die Stimmen der
Antragſteller abgelehnt und der Kommiſſionsantrag angenommen .

4. Der freie Samstagnachmittag für die verheirateten
Arbeiterinnen . In der Kommiſſion wurde nach langen Kämpfen
folgender Antrag des Zentrums ( zum Teil gegen die ſozialdemo⸗
kratiſchen Stimmen ) angenommen : Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen

darf an den Vorabenden der Sonn - und Feſttage die Dauer von
acht Stunden nicht überſchreiten . Arbeiterinnen ,die ein Hausweſen
zu beſorgen haben , dürfen am Sonnabend höchſtens ſechs Stunden
beſchäftigt werden . Damit , war den letztgenannten Arbeiterinnen der
freie Samstagnachmittag garantiert . Freiſinnige (I. Seſſ. 1907/09
Druckſ . Nr . 1054 ) und Nationalliberale (l . Seſſ. 1907/09 Druckſ.
Nr . 1056 ) beantragten , den letzten Satz zu ſtreichen und es beim

Achtſtundentag ( bisher Zehnſtundentag ) an den Vorabenden der
Sonn⸗ und Feſttage zu belaſſen . Um die techniſchen Schwierigkeiten
zu beſeitigen , ſtellte das Zentrum folgenden Vermittlungsantrag :
„Jedoch iſt die Beſchäftigung bis zu acht Stunden geſtattet , ſoweit
betriebstechniſch dadurch die Weiterarbeit anderer Arbeiter bedingt iſt .
( . Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1057 . )
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Abg . Dr . Fleiſcher begründete die Forderung des freien Samstag⸗
nachmittags ſehr eingehend ( 30 . November 1968 ) : „ Welches Ideal
ſteht denn aber auf dem Spiele ? Meine Herren , es handelt ſich
darum , einen Schritt in der Richtung hin zu tun , die durch die Fabrik⸗
tätigkeit der verheirateten Arbeiterinnen aufs äußerſte gefährdete Familie
zu ſanieren , und dieſes Ideal , meine ich, iſt doch koſtbar genug , daß
jeder dazu ſeine Hand bieten ſollte , uns vorwärts zu helfen . Ver⸗
gegenwärtigen wir uns doch einmal das Los der verheirateten Arbeiterin ,
wenn ſie am Sonnabend nach 5 Uhr die Fabrik verlaſſen hat . Alle
übrigen Arbeiter und Arbeiterinnen ſind in dem Augenblicke, wo ſichdas Tor der Fabrik ſchließt , ihrer weiteren Sorgen ledig . Für die
verheiratete Arbeiterin beginnt aber das andere Leben , das Leben
als Hausfrau und Mutter . Das iſt ja die Ausnahmeſtellung , die
die verheiratete Arbeiterin als Fabrikarbeiterin einnimmt , daß ſie mit
einem doppelten Berufe belaſtet iſt , einerſeits mit dem Berufe der
gewerblichen Arbeiterin , andererſeits mit dem Berufe als Hausfrauund Mutter . Der verheirateten Arbeiterin wird keine Ruhe gegönnt ,wenn ſie am Sonnabend nach Hauſe kommt , ſondern da liegen , ichmöchte ſagen , die Reſte der geſamten Woche vor ihr , die zerriſſenenKleidungsſtücke , die Unzahl Kleinigkeiten im Hauſe , die Unordnungdes Hausweſens ; all das erwartet ſie, wenn ſie aus der Fabrik nachHauſe gekommen iſt, und nun muß ſie waſchen , nähen , flicken, das
Hausweſen in Ordnung bringen . Das kann ſie nicht an den wenigen
Stunden , die ihr für den Sonnabendnachmittag noch übrig bleiben ,ſondern die eigentliche Tätigkeit der verheirateten Arbeiterin beginnterſt am Sonntag , und es iſt Tatſache , daß gerade die verheirateteArbeiterin ſich nicht im geringſten der Wohltat der Sonntagsruhe
erfreut !“ Abg . Giesberts legte dar , daß die Arbeiterſchaft einmütigdieſe Forderung habe und Abg . Erzberger erklärte gegenüber dem
Staatsſekretär und den Gegnern dieſer Beſtimmung :

„ Der Herr Staatsſekretär ſelbſt hat geſtern gegenüber unſerem neu ein⸗gebrachten Antrage zum Ausdruck gebracht , daß er glaube , daß dieſer Antrag den
meiſten Bedenken Rechnung trage , die von gegneriſcher Seite vorgebracht wordenſind . Er meinte allerdings , die Frage des freien Samstagnachmittags für dieverheiratete Frau ſei noch nicht genügend geklärt . Ja , meine Herren , wannwollen Sie denn einmal ein Geſetz darüber erlaſſen , wenn dieſe Frage heute nochnicht geklärt ſein ſoll ? Ich erinnere mich, daß ich auf dem internationalen

Arbeiterſchutzkongreß im Jahre 1897 in Zürich anweſend war , und daß dort alle
Leute, die in der Sozialpolitik arbeiteten : Sozialdemokraten , Chriſtlichſoziale ,Nationalſoziale, Konſervative , darin einig waren — ſchon anno 18971 — daß für

verheiraiete Frau der freie Samstagnachmittag durchgeführt werden müſſe.Das iſt vor 11 Jahren geweſen , und da ſagt man jetzt : heute ſoll die Fragenoch nicht geklärt ſein —1 Sagen Sie uns dann doch : wann ſoll dieſe Fragezur Klärung kommen ? 1891 iſt das erſte Arbeiterſchutzgeſetz erlaſſen worden ,17 Jahre änderte man nichts daran , heute kommt die Rovelle — und jetztkommen Sie wieder mit dieſem Einwand , dieſe Frage ſei noch nicht geklärt . Die
ganze ſozialpolitiſche Wiſſenſchaft , die Arbeiterorganiſationen , weite Kreiſe derArbeitgeberſchaft halten ſie für geklärt — und der deutſche Reichstag ſoll ſich dann

ewerhli
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das Armutszeugnis ausſtellen , daß er die Frage für noch nicht geklärt halte ?!
Das kann ich wahrhaftig nicht glauben . Ich bin feſt überzeugt , wenn man ſich
in den einzelnen Fraktionen nochmals die Bedeutung dieſer Frage „Schutz der
verheirateten Frau , Schutz des Familienlebens “ vor Augen ſtellt , dann kann man
ſich über die nicht ſtichhaltigen Gründe — ich gebe einige Bedenken ohne weiteres
zu —hinwegſetzen . Wenn Sie mit der Sozialreform ſo lange warten wollen ,
bis alles geklärt iſt , bis der Bund der Induſtriellen , bis die Scharfmacher in allen
deutſchen Kreiſen einer Sozialreform zuſtimmen , dann können wir überhaupt auf
jeden Fortſchritt auf dieſem Gebiete um mindeſtens ein halbes Jahrhundert ver⸗
zichten . “ ( 173 . Sitzung vom 1. Dezember 1908 S 5873 . )

Der Kommiſſionsantrag wurde mit 135 gegen 127 Stimmen

geſtrichen ; der Block hat dieſen Fortſchritt für das Familienleben ver⸗
eitelt . Es tritt ſomit als einziger Fortſchritt der Achtſtundentag am

Samstag ein .

5. Erhöhter Wöchnerinnenſchutz . Das bisherige Geſetz
beſtimmt : „ Wöchnerinnen dürfen während vier Wochen nach ihrer
Niederkunft überhaupt nicht und während der folgenden zwei Wochen
nur beſchäftigt werden , wenn das Zeugnis eines approbierten Arztes
dies für zuläſſig erklärt . “

Die Vorlage enthält keine Aenderung . In der Kommiſſion
wurde auf Antrag des Zentrums beſchloſſen : „Arbeiterinnen dürfen
vor und nach ihrer Niederkunft im ganzen während acht Wochen
nicht beſchäftigt werden . Ihr Wiedereintritt iſt an den Ausweis ge⸗

knüpft , daß ſeit ihrer Niederkunft wenigſtens ſechs Wochen verfloſſen
ſind . “ Die Konſervativen beantragten (I. Seſſ . 1907/09 . Druckſ .
Nr . 1061 ) , auch dieſen Fortſchritt wieder zu beſeitigen ; ſie zogen

jedoch auf Wunſch des Zentrums den Antrag zurück , ſo daß dieſer
Teil Geſetzeskraft erhielt . Abg . Giesberts erklärte : „ Nun ſcheint
man aber den ganzen Antrag über Wöchnerinnenſchutz nicht richtig

verſtanden zu haben . Die Beſtimmung lautet ſo, daß abſolut acht

Wochen Wöchnerinnenſchutz gegeben werden ſollen . Die Arbeiterin
kann ſich mit ihrem Arbeitgeber darüber verſtändigen , ob ſie von dieſer

ihr zuſtehenden Schutzzeit 14 Tage vor ihrer Niederkunft zu Hauſe
bleiben will oder nicht . Ich gebe zu, daß das nicht in jedem Falle

genau auf den Tag beſtimmt werden kann ; aber es iſt dann doch
die Möglichkeit gewährt , daß die Frau ungefähr 14 Tage vor ihrer

Niederkunft der Arbeit fernbleiben kann . Das wird die ſchwangere
Frau in normalen Fällen durchaus wünſchen, ſchon um beſtimmte
Vorbereitungen treffen zu können . Esiſt doch ein ſtandalöſer Zu⸗

ſtand , daß eine verheiratete Arbeiterin , eine ſchwangere Frau , von der
Fabrik direkt ins Wochenbett muß ! Das müſſen wir doch möglichſt

verhindern , und das tun wir , indem wir dieſeBeſtimmung annehmen.
Die Denkſchrift über die Beſchäftigung verheirateter Frauen in Fabriken

vom Jahre 1899 , bearbeitet auf Grund der Berichte der Gewerbe⸗

inſpektoren , ſtellt folgendes feſt : In Zwickau (Sachſen) betrug 1899
die Zahl der im erſten Lebensjahr verſtorbenen Kinder in einem

gewerblichen Orte wie Kirchberg 27,3 Prozent , in Meerane und



Werdau 34,8 Prozent aller Geburten , während in Bienenfeld , einemOrte mit wenig Fabriken , nur 11,6 Prozent aller Kinder ſtarben .Der Bezirksarzt von Plauen berichtet:
Die Säuglingsſterblichkeit in Plauen iſt mit der Zunahmeder Fabriken beträchtlich geſtiegen , während die Geſamt⸗ſterblichkeit erheblich abgenommen hat . “Die Sozialdemokraten wollten den Wöchnerinnenſchutz auf 12 Wochenausgedehnt wiſſen und noch folgende Beſtimmung haben : „ EineEntlaſſung der Arbeiterin darf während der vorgedachten 12 Wochennicht erfolgen ; die von ihr innegehabte Stelle iſt ihr offen zu halten. “Schon in der Kommiſſion wurde gegen dieſen Antrag ausgeführt :„ In vielen Fällen würde es ſchwer halten, für die kurze Zeit , währendwelcher die Schwangere oder Wöchnerin aus der Arbeid bleibt , einenErſatz an Arbeitskräften zu finden, die beim Wiedereintritt derWöchnerin aus jener Stelle wieder entlaſſen werden müßten . Eskönne auch im Intereſſe der wieder eintretenden Wöchnerin ſein , nichtſofort wieder an der früher innegehabten Stelle eine ſchwerbelaſtendeBeſchäftigung aufzunehmen , ſtatt deſſen vielmehr an einer leichterenStelle Arbeit zu finden . Gewiß fordere die öffentliche Meinung mitRecht , daß der Wöchnerin nach Ablauf der Schonungszeit wiederGelegenheit geboten werde , an der bisherigen Arbeitsſtätte , wenn auchnicht gerade genau an derſelben Stelle wie früher , falls dies untunlichſei, wieder einzutreten . Eine ſolche Forderung könne man aber nichtohne weiteres geſetzlich feſtlegen, ſondern man müſſe ſich mit der Er⸗wartung begnüͤgen, daß der Arbeitgeber der öffentlichen Meinungohnedies gerecht werde . Ebenſowenig könne man kurzweg geſetzlichverbieten , daß die Wöchnerin während der 12 Wochen entlaſſen werde . “Die ſozialdemokratiſchen Anträge wurden abgelehnt .6. Verbot der Beſchäftigung von Arbeiterinnen . AufAntrag des Zentrums wurde folgende Beſtimmung neu in das Geſetzaufgenommen : „Arbeiterinnen dürfen nicht zum Transport vonMaterialien bei Bauten aller Art verwendet werden . “ Die Kom⸗miſſion und das Plenum ſtimmten dem Antrage , der die „MünchenerMörtelweiber “ beſeitigt, zu.

7. Verbot der Mitgabe von Arbeit nach Haus . AufAntrag des Zentrums beſchloß die Kommiſſion nach langer Debatte :„Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern darf für die Tage , anwelchen ſie in dem Betriebe die geſetzlich zuläſſige Arbeitszeit hindurchbeſchäftigt waren , Arbeit zur Verrichtung außerhalb des Betriebesvom Arbeitgeber überhaupt nicht übertragen oder für Rechnung Dritterüberwieſen werden .
Für die Tage , an welchen die Arbeiterinnen oder jugendlichenArbeiter in dem Betriebe kürzere Zeit beſchäftigt waren , iſt dieſeUebertragung oder Ueberweiſung nur in dem Umfange zuläſſig , inwelchem Durchſchnittsarbeiter ihrer Art die Arbeit vorausſichtlich in



dem Betriebe während des Reſtes der geſetzlich zuläſſigen Arbeitszeit
würden herſtellen können , und für Sonn⸗ und Feſttage überhaupt nicht .

Bei Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des Abſ . 2
kann die zuſtändige Polizeibehörde auf Antrag oder nach Anhörungdes zuſtändigen Gewerbeaufſichtsbeamten (§S 139 b) im Wege der
Verfügung für einzelne Betriebe die Uebertragung oder Ueberweiſung
ſolcher Arbeit entſprechend den Beſtimmungen des Abſ . 2 beſchränken
oder von beſonderen Bedingungen abhängig machen . Vor Erlaß
ſolcher Verfügungen hat der Gewerbeaufſichtsbeamte beteiligten Arbeit⸗
gebern und Arbeitern Gelegenheit zu geben , ſich zu äußern .

Gegen die Verfügung der Polizeibehörde ſteht dem Gewerbe⸗
unternehmer binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die höhere Ver⸗

waltungsbehõrde zu. Gegen die Entſcheidung der höheren Verwaltungs⸗
behörde iſt binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Zentralbehörde
zuläſſig ; dieſe entſcheidet endgültig . “

Die Sozialdemokraten ſtellten den Antrag : „Arbeiterinnen und
jugendlichen Arbeitern darf Arbeit zur Verrichtung außerhalb des

Betriebes vom Arbeitgeber nicht übertragen oder für Rechnung Dritter
überwieſen werden . “ (I . Seſſ . 1907/09 . Druckſ . Nr . 1050 . )

Zur Begründung wieſen die Antragſteller darauf hin , daß ſchon ſeit langen
Jahren den Reichstag Anträge mit ähnlicher Tendenz beſchäftigt haben . Der
Ausbau der Arbeiterſchutzgeſetzgebung habe vielfach dahin geführt , daß Unter⸗
nehmer den in Fabriken oder Werkſtätten beſchäftigten Arbeiterinnen nach Schluß
der vom Geſetze geſtatteten Arbeitszeit Arbeiten mit nach Hauſe geben , die dann
in der vom Geſetze nicht geregelten , insbeſondere bezüglich der Arbeitszeit nicht
beſchränkten Heimarbeit erledigt werden . Das bedeute eine offenſichtliche Am⸗
gehung der Schutzgeſetzgebung . Es müſſe deshalb danach getrachtet werden , dieſen
Ausweg zu verſchließen . Aus dieſen Erwägungen hätten die verbündeten Regierungen
dem Reichstage ſchon unter dem 18. Mai 1897 eine Aenderung der Gewerbe⸗
ordnung ( Druckſ . Nr . 840 ) dahin vorgeſchlagen , daß neu eingeſchaltet werde :

§ 137 a. Für beſtimmte Gewerbe kann durch Beſchluß des Bundes
rats angeordnet werden , daß den Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern ,
ſofern ihre tägliche Beſchäftigung in der Fabrik ſechs Stunden über⸗
ſteigt , Arbeit nicht mit nach Hauſe gegeben werden darf .

Die von dem Bundesrate getroffenen Anordnungen ſind durch das
Reichsgeſetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstage bei ſeinem nächſten
Zuſammentritte zur Kenntnisnahme vorzulegen .

Dieſer Geſetzentwurf ſei 1897 nicht zur Erledigung gekommen .
Unter dem 2. März 1899 ſei in der Gewerbeordnungsnovelle , betreffend

den Schutz der Handlungsgehilfen , folgende Ergänzung vorgeſehen :

§ 137 a. Für die Kleider⸗ und Wäſchekonfektion ſowie für andere
Gewerbe , in denen Arbeiterinnen oder jugendliche Arbeiter neben ihrer
Beſchäftigung in der Fabrik vom Arbeitgeber zu Hauſe beſchäftigt
werden , kann , ſofern hierbei Mißſtände in bezug auf die Ausdehnung
der Arbeitszeit zutage getreten ſind , durch Beſchluß des Bundesrats
angeordnet werden , daß Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern vom
Arbeitgeber für die Tage , an welchen ſie in der Fabrik die geſetzlich
zuläſſige Arbeitszeit hindurch beſchäftigt waren , Arbeit zur Verrichtung
außerhalb der Fabrit überhaupt nicht , für die Tage , an welchen ſie in
der Fabrik kürzere Zeit beſchäftigt waren , annähernd nur in dem um⸗
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fang übertragen oder für die Rechnung Dritter überwieſen werden darf,in welchem Durchſchnittsarbeiter ihrer Art die Arbeit vorausſichtlich in
der Fabrik während des Reſtes der geſetzlich zuläſſigen Arbeitszeit würden
herſtellen können , und für Sonn - und Feſttage nur inſoweit , als die
Beſchäftigung dieſer Perſonen in Fabriken geſtattet iſt .

Auf die von dem Bundesrate getroffenen Anordnungen findet die
Beſtimmung des § 120 e Abſ. 4 Anwendung .

§ 154b . Auf die Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugend⸗
lichen Arbeitern in Werkſtätten , für welche die Arbeitszeit auf Grund
der Vorſchriften im § 154 Abſ . 3 bis 5 geregelt iſt , finden die Be⸗
ſtimmungen des § 137a entſprechende Anwendung .

In der dritten Leſung ( 201. Sitzung vom 23. Mai 1900 ) ſeien durch Miß⸗
verſtändnis bei der Abſtimmung die bezüglichen in der Kommiſſion etwas ab⸗
geänderten Beſtimmungen abgelehnt worden .

Unterm 20. November 1900 ſei von den Herren Freiherrn Heyl zu Herrns⸗
heim, Baſſermann , Dr. v. Frege - ⸗Weltzien , Dr. Hitze, Trimborn und Wattendorff
folgender Antrag ( Druckſ . Nr. 46 ) geſtellt :

§ 137 a. Für beſtimmte Gewerbe , in denen Arbeiterinnen oder
jugendliche Arbeiter neben ihrer Beſchäftigung in der Fabrik vom
Arbeitgeber zu Hauſe beſchäftigt werden , kann die Beſchäftigung außer⸗
halb der Fabrik durch Beſchluß des Bundesrats in folgender Weiſe
beſchränkt werden :
1. Den Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern kann für die Tage ,

an welchen ſie in der Fabrik die geſetzlich zuläſſige Arbeitszeit hin⸗
durch beſchäftigt waren , Arbeit zur Verrichtung außerhalb der Fabrik
vom Arbeitgeber überhaupt nicht übertragen oder für Rechnung
Dritter überwieſen werden .

2. Für die Tage , an welchen die Arbeiterinnen oder jugendlichen Arbeiter
in der Fabrik kürzere Zeit beſchäftigt waren , kann dieſe Uebertragung
oder Ueberweiſung annähernd nur in dem Umfange zugelaſſen
werden , in welchem Durchſchnittsarbeiter ihrer Art die Arbeit voraus⸗
ſichtlich in der Fabrik während des Reſtes der geſetzlich zuläſſigen
Arbeitszeit würden herſtellen können , und für die Sonn⸗ und Feſt⸗
tage nur inſoweit , als die Beſchäftigung dieſer Perſonen in Fabriken
geſtattet iſt .
Auf die von dem Bundesrate getroffenen Anordnungen findet die

Beſtimmung des § 120 e Abſ . 4 Anwendung .
Der Antrag ſei nicht zur Erledigung gekommen .
Im Jahre 1903 ſei folgende Reſolution Freiherr Heyl zu Herrnsheim —Trimborn angenommen : Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , eine Vorlage zur

Aenderung der Gewerbeordnungsnovelle dahin vorzulegen , daß ( unter Zulaſſungvon Ausnahmen ) im Rahmen des § 139a Abſ . 1 neu eingefügt werde :
§ 137 a. Jugendlichen Arbeitern und Arbeiterinnen darf Arbeit

nach Hauſe nicht mitgegeben werden .
Dieſe letzte Faſſung ſei ſeinerzeit gewählt , um den Schwierigkeiten der

Kontrolle über den Umfang der nach Hauſe mitzugebenden Arbeiten aus dem
Wege zu gehen . Aus den gleichen Erwägungen heraus ſehe auch der vorliegende
Antrag vor , daß Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern Arbeit zur Verrichtung
außerhalb des Betriebes nicht mitgegeben oder überwieſen werden darf .Von den Regierungskommiſſaren wurden ſchwere Bedenken gegen den Antrag
geäußert . Er führe jene Schwierigkeiten mit ſich, die ſeinerzeit gegen die Regierungs⸗
vorlage von 1897 vorgebracht ſeien. Gewiß ſei der Grundgedanke des Antrags
äußerſt ſympathiſch , aber die Schwierigkeiten einer zweckmäßigen Faſſung , die bisherdie Verwirklichung dieſes Gedankens gehindert hätten , ſeien auch durch den vor⸗
liegenden Antrag nicht überwunden . Das Verbot binde den Arbeitgeber nur für
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die bei ihm beſchäftigten Arbeiterinnen ; dieſe könnten ſich aber bei einem anderen
Arbeitgeber Arbeit holen oder durch Verwandte oder die Hauswirtin holen laſſen .Alle ſolche Fälle würden durch den Antrag nicht getroffen . Andererſeits erſcheinees aber auch in vielen Fällen als unbillig , kurzweg die Mitgabe von Arbeit nachHauſe in allen Fällen zu verbieten . In manchen Induſtrien bäten Arbeiterinnen ,
beſonders ſolche , die ein Hausweſen zu beſorgen haben , den Arbeitgeber , ſelbſtwenn dieſer abgeneigt iſt , er möge ihnen Arbeit mit nach Hauſe geben , ſo z. B.
in den Fällen , wo ſie durch die Krankheit eines Familienangehörigen oder einen
anderen triftigen Grund zu Hauſe ganz oder ſtundenweiſe feſtgehalten werden .
In anderen Gewerbszweigen wiederum ſähen es die verheirateten Arbeiterinnen
als einen Vorteil an, wenn ſie vormittags ſpäter zur Fabrik kommen können , um
zunächſt die dringendſten Hausarbeiten zu erledigen ; den Ausfall an Beſchäftigung
ſuchten ſie dann durch Hausarbeit auszugleichen . Deshalb müſſe man von einem
allgemeinen Verbote der Mitgabe von Arbeit nach Hauſe abſehen und das Maß
derſelben dahin zu beſchränken ſuchen , daß ſie innerhalb derjenigen geſetzlich
geſtatteten Zeit erledigt werden könne , während welcher ſie in der Fabrik oder
Werkſtatt nicht beſchäftigt wären .

Im Plenum ſprachen ſich die ſächſiſchen bürgerlichen Abgeordneten
gegen den Antrag aus ; derſelbe fand jedoch Annahme .

8. Ausnahmebeſtimmungen . Nach langen und mühſamen
Beratungen kam in dritter Leſung folgender Beſchluß zuſtande :

„ Wegen außergewöhnlicher Häufung der Arbeit kann auf An⸗
trag des Arbeitgebers die untere Verwaltungsbehörde auf die Dauer
von zwei Wochen die Beſchäftigung von Arbeiterinnen über ſechzehn
Jahre bis neun Uhr abends an den Wochentagen außer Sonnabend
unter der Vorausſetzung geſtatten , daß die tägliche Arbeitszeit zwölf
Stunden nicht überſchreitet und die zu gewährende Ruhezeit nicht
weniger als zehn Stunden beträgt . Innerhalb eines Kalenderjahres
darf die Erlaubnis einem Arbeitgeber für ſeinen Betrieb oder für
eine Abteilung ſeines Betriebes für mehr als vierzig Tage nicht er⸗
teilt werden . Für eine zwei Wochen überſteigende Dauer kann die
gleiche Erlaubnis nur von der höheren Verwaltungsbehörde und auch
von dieſer für mehr als vierzig Tage , jedoch nicht für mehr als fünfzig
Tage im Jahre nur dann erteilt werden , wenn die Arbeitszeit für
den Betrieb oder die betreffende Abteilung des Betriebes ſo geregelt
wird , daß die tägliche Dauer im Durchſchnitteder Betriebstage des

Jahres die regelmäßige geſetzliche Arbeitszeit nicht überſchreitet . “ 8Die Nationalliberalen (I . Seſſ . 1907/09 Druckl . Nr . 1056 )
ſtellten den Antrag , 60 Ausnahmetage allgemein zu geben, wie es
auch die Regierung vorgeſchlagen hatte . Das Zentrum ſtimmte ſchließ⸗
lich dem nationalliberal⸗freiſinnigen Antrage zu, aber der Abg . Erz⸗
berger erklärte :

8
„ Die Sozialdemokraten wollen an 30 Ueberarbeitstagen je zwe

Stunden ohne weiteres geſtatten . Damit geben ſie Zu, daßſie ſechzig
Stunden im Jahr ohne weiteres zulaſſen . Das haben ſie in der
Kommiſſion und in dieſem hohen Hauſe beantragt . Nun kommt ein

Antrag Manz - Streſemann , dem meine politiſchen Freunde zuſtimmen ,
welcher geſtattet , daß an 50 Tagen 100 Ueberſtunden im Maximal⸗
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falle gemacht werden dürfen , aber dieſe müſſen im Jahr über
wieder eingebracht werden . Wenn der Antrag angenommen wird ,
ſo iſt das eine Verkürzung der Arbeitszeit von 40 Stunden gegen⸗
über dem ſozialdemokratiſchen Antrag . Und gegen dieſe Verkürzung
der Arbeitszeit haben die Sozialdemokraten geſprochen ! Das iſt auch

bezeichnend. “ ( 179 . Sitzung vom 9. Dezember 1908 S . 6084 . )
9. Vorſchriften für beſtimmte Gewerbe . Die Kom —

miſſion befaßte ſich ſehr eingehend mit der Frage , ob es möglich ſei,
alle Betriebe mit mindeſtens zehn Arbeitern den Arbeiterſchutz⸗
vorſchriften zu unterſtellen und kam zu der Ueberzeugung , daß das
nicht ohne weiteres gehe. Auf Antrag des Zentrums wurde dann
folgende Reſolution angenommen :

a) die verbündeten Regierungen zu erſuchen , noch im Laufe dieſer Seſſioneinen Geſetzentwurf vorzulegen , durch welchen die Arbeitsverhältniſſe der in
den nicht gewerblich betriebenen Gärtnereien beſchäftigten Arbeiter ge⸗regelt werden ;

b) die verbündeten Regierungen zu erſuchen , tunlichſt bald einen Geſetzentwurf
zur Regelung der Arbeitsverhältniſſe der bei Muſikaufführungen ,
Schauſtellungen , theatraliſchen Unternehmungen oder ſonſtigen Luſtbarkeiten
tätigen Perſonen vorzulegen ;

c) die verbündeten Regierungen zu erſuchen , tunlichſt bald einen Geſetzentwurfvorzulegen , durch welchen die Arbeitsverhältniſſe der in öffentlichen und
privaten Krankenhäuſern , Heilſtätten und Geneſungsheimen beſchäftigtenPerſonen geregelt werden . “

Die Vorſchriften für jugendliche Leute und Arbeiterinnen finden
nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion keine Anwendung auf Gärtnereien ,das Gaſt⸗ und Schankwirtſchaftsgewerbe und das Verkehrsgewerbe.

Gegenüber den ſozialdemokratiſchen Anträgen , die dieſe Gewerbe
ohne weiteres dieſen Vorſchriften unterſtellen wollten , wurde in der
Kommiſſion bemerkt , daß eine Regelung der Arbeitsverhältniſſe im
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaftsgewerbe in § 154 bei der Eigenart dieſes
Gewerbezweiges als ausgeſchloſſen gelten müſſe . Man möge ſich nur
erinnern , welche eingehende Erwägungen ſeinerzeit vor Erlaß der
Bundesratsverordnung notwendig waren , um einen den Verhältniſſen
angepaßten Weg der Regelung zu finden . Man möge auch in Be⸗
rechnung ziehen die äußerſt große Vielgeſtaltigkeit der Betriebe in den
verſchiedenen Landesteilen , ferner in Stadt und Land . Die jetzige
Vorſchrift der achtſtündigen Ruhezeit ſtoße ſchon bei den Gewohn⸗
heiten und Bedürfniſſen des Publikums auf vielerlei große Schwierig⸗
keiten ; wie viel mehr werde dies bei einer elfſtündigen Ruhezeit der
Jugendlichen und der Arbeiterinnen der Fall ſein . Jedenfalls
würde man durch ſolche geſetzlichen Vorſchriften die Kellnerinnen und
Zimmermädchen außer Arbeit bringen . Der Antrag ſei daher praktiſch
undurchführbar . Das Plenum ſchloß ſich dieſer Auffaſſung an .

10 . Für Arbeiterinnen in Bergwerken wurde beſtimmt :
„Arbeiterinnen dürfen in Anlagen der vorbezeichneten Art nicht

unter Tage und in Kokereien nicht beſchäftigt werden . Die Be⸗

Täftgt

Mfete

D4U0

Heech
Silde

N1ſflet

Räßig
feotdnete
de M

elten “

UonMb
helide,

geokdne
fuf Nb.
Auch,

deſes A
derGem

lummern

Aagnurd.
ſlltke

Fhflihe
fſtuehe
Raner
Balſttech,
Veldenſo
lr Athei
Ualende

I Mn
Mähst⸗



„ „

ſchäftigung von Arbeiterinnen bei der Förderung , mit Ausnahme der

Aufbereitung ( Separation , Wäſche ) , bei dem Transport und der Ver⸗

ladung iſt auch über Tage verboten . . . . . Dieſe Vorſchrift tritt am
1. April 1912 mit der Maßgabe in Kraft , daß die an dieſem Tage
beſchäftigten Arbeiterinnen bis ſpäteſtens zum 1. April 1915 weiter

beſchäftigt werden dürfen . “
Damit iſt ein weſentlicher Schritt vorwärts geſchehen . Das

Geſetz wurde in dritter Leſung einſtimmig angenommen ; auch die

Sozialdemokraten ſtimmten für dasſelbe .

58 . Das Arbeitskammergeſetz (J. Seſſ . 1907/08 Druckſ .
Nr . 1048 ) entſpricht einer alten Forderung des Zentrums , wie es
die Begründung der Vorlage ſelbſt nachweiſt .

„ Nachdem bereits 1876 der Abgeordnete Dr . Moufang angeregt
hatte , „ es den Arbeitern zu ermöglichen , die in ihren Reihen vor⸗

handenen Ideen und Wünſche offiziell an den Mann zu bringen “,
brachten im Jahre 1877 die Abgeordneten Fritzſche , Bebel einen An⸗

trag ein , der im Artikel IV Vorſchläge auf Abänderung des Titels IX

der Gewerbeordnung enthielt ( Nr . 92 der Reichstags⸗Druckſachen ,
3. Legislaturperiode , J. Seſſion 1877 ) . Man forderte Errichtung
territorialer Gewerbekammern , in welchen Arbeitgeber und Arbeit⸗

nehmer zwecks Wahrung der Gewerbs⸗ und Arrbeitsintereſſen gleich⸗
mäßig vertreten ſein ſollten . Im Jahre 1884 beantragten die Ab⸗

geordneten Kaiſer ( Freiberg ) und v. Vollmar zuſätzlich zu einem von

den Abgeordneten Ackermann , v. Kleiſt - Retzow und Genoſſen ge⸗

ſtellten Antrag auf Errichtung von Gewerbekammern die Schaffung
von Arbeiterkammern ( Nr. 106 der Reichst . Druckſ. , 5. Legislatur⸗
periode , IV . Seſſion 1884 ) . Am 29 . Januar 1885 legten die Ab⸗

geordneten Grillenberger , Bebel und Genoſſen abermals einen Antrag
auf Abänderung der Gewerbeordnung vor ( Nr . 144 der Reichstags⸗
Druckſ . , 6. Legislaturperiode , J. Seſſ . 1884/1885 ) . In Artikel IV

dieſes Antrages wurde vorgeſchlagen , unter Aufhebung des Titels IX

der Gewerbeordnung ein Reichsarbeitsamt , Arbeitsämter und Arbeits⸗

kammern zu errichten . Die Kammern — nach Bezirken und unter

Zugrundelegung der Einwohnerzahl errichtet und paritätiſch organiſiert
—ſollten die Intereſſen der Arbeiter auf allen Gebieten des wirt⸗

ſchaftlichen Lebens wahrnehmen , auch befugt ſein , die Mindeſtlöhne

feſtzuſetzen . Zur Schlichtung von Intereſſenſtreitigkeiten ſollte die

Kammer ferner aus ihrer Mitte Schiedsgerichte bilden , gegen deren
vollſtreckbare Urteile die Berufung an die Arbeitskammer zugelaſſen
werden ſollte . Das Reichsarbeitsamt als Behörde ſollte beaufſichtigende ,
die Arbeitsämter , welche ebenfalls als Behörden gedacht waren , ver⸗
waltende und polizeiliche Befugniſſe beſitzen . Dieſer Antrag iſt , ohne

zur Annahme zu gelangen , am 22 . November 1900 ( Nr . 465 der

Reichst⸗Druckſ , 10 . Legislaturperiode , I. Seſſ . 1898/1900 ) und am



* —————

9. Dezember 1903 ( Nr . 67 der Reichst⸗Druckſ , 11 . Legislaturperiode,
5.Seſſ., erſter Seſſionsabſchnitt 1903/1904 ) mit einigen ModifikationenW

1wiederholt worden . Einerſeits ſchied man die Mindeſtlöhne aus dem5
Aufgabenkreiſe der Arbeitskammern aus , andererſeits ſah man zum
Zwecke der Schlichtung von Streitigkeiten an Stelle der Schieds⸗
gerichte Einigungsämter vor , welche ſich aus dem Arbeitsamt und derArbeitskammer bilden ſollten . Für das Verfahren ſollten die Vor⸗
ſchriften des Gewerbegerichtsgeſetzes maßgebend ſein . Der Entwurf
von 1903 ſchloß demnächſt die Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte für
das Einigungsverfahren überhaupt aus . Dieſer Entwurf gelangte am ſie21 . Februar und 4. März 1905 im Reichstage zur Beratung und 10f
wurde auf Antrag des Abg . Trimborn den verbündeten Regierungen f
zur Berückſichtigung überwieſen .

Von teilweiſe anderen Geſichtspunkten ging ein Antrag der Ab⸗ f
geordneten Dr . Hitze und Genoſſen vom 16 . November 1893 ( Nr . 39 b
der Reichst⸗Druckſ. , 9. Legislaturperiode , II . Seſſ . 1893/1894 ) und U
die Interpellation aus , welche die Abg . Dr . Hitze und Dr . Lieber b
( Montabaur ) am 31 . Januar 1895 einbrachten ( Nr . 121 der Reichst. ihDruckſ . , 9. Legislaturperiode , III . Seſſ . 1894/1895 ) . In der Be⸗ 0
gründung der Interpellation betonte der Abg . Dr . Hitze das Bedürfnis 1
nach Schaffung ſel „ mur aus Vertretern der Arbeitnehmer 0
zuſammengeſetzter Kammern ( Stenogr . Bericht über die Verhandlungen 9des Reichstags , 9. Legislaturperiode , IIII . Seſſ . 1894/1895 ) . Der
Vertreter der verbündeten Regierungen gab hierauf in der Sitzung 8vom 6. Februar 1895 folgende Erklärung ab : 4„ Die verbündeten Regierungen haben ſich mit der Frage Michstder Herſtellung einer Vertretung der Arbeiter behufs Wahr⸗ Dnehmung ihrer Intereſſen bisher ſchon bei Gelegenheit der Be⸗ an 4.ratung einzelner Geſetzentwürfe , wie derjenigen , welche ſich auf Drutf .die Einrichtung von Ge werbegerichten, auf die Abänderung der

Gewerbeordnung und auf die Verſicherungsgeſetzgebung beziehen ,
zu beſchäftigen Anlaß gehabt , die dabei von ihnen eingenommene

Stellung iſt aus den dem Reichstage zugegangenen Entwürfen
erſichtlich .

Generell iſt die Frage bisher im Bundesrate nicht behandelt .
Es beſteht indeſſen bei der Königlich Preußiſchen Regierung ,

über deren Auffaſſung allein zurzeit Auskunft gegeben werden
kann , kein Zweifel , daß es ihre Aufgabe iſt , das Programm ,
welches der Erlaß Seiner Majeſtät des Königs von Preußen
vom 4. Februar 1890 aufſtellt , zur Durchführung zu bringen . “

15

( Stenogr . Berichte a. a. O. S . 695 . )4 9. 7
5

75
ſeitens der Abg . Dr . Lieber ( Montabaur ) und

Dezember 1898 eingebrachter Antrag ( Nr. 46 der 00. Legislaturperiode , J. Seſſ . 1898/1900 ) verlangte 55ftſcher , aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu⸗ 00Al
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ſammengeſetzter KHammern . Am 23 . Februar 1899 wurde von den

Abg . Freiherr Heyl zu Herrnsheim und Genoſſen ein Zuſatzantrag
hierzu geſtellt , in dem der Gedanke hervortritt , die durch Geſetz vom
29 . Juli 1890 geſchaffenen Gewerbegerichte im Sinne des Kaiſerl .
Erlaſſes auszubauen ( Nr. 144 der Reichst⸗Druckſ . a. a. O. ) . Beide

Anträge wurden nach mehrtägiger Debatte einer Kommiſſion über⸗

wieſen , welche am 21 . Mai 1900 folgende Reſolution faßte ( Nr. 835
der Druck a a. O. ) ; :

„ Der Reichstag wolle beſchließen , die verbündeten Re⸗

gierungen zu erſuchen ,
a ) für die Pflege des Friedens zwiſchen Arbeitgebern und Arbeit⸗

nehmern geſetzliche Beſtimmungen über die Formen herbei⸗
zuführen , in denen die Arbeiter durch Vertreter , welche ihr Ver⸗

trauen beſitzen , an der Regelung gemeinſamer Angelegenheiten
beteiligt und zur Wahrnehmung ihrer Intereſſen bei Verhand⸗
lung mit Arbeitgebern und mit den Organen der Regierung
befähigt werden ;

b) insbeſondere in Erwägung darüber einzutreten , in welcher Weiſe
durch eine weitere geſetzliche Ausgeſtaltung der Gewerbegerichte
unter beſonderer Berückſichtigung der § § 9 ( Bildung von Ab⸗

teilungen : Fabrik , Handwerk , Hausinduſtrie ) , 61 bis 69 ( Eini⸗
gungsamt ) , und 70 ( Gutachten und Anträge ) des Geſetzes vom

29 . Juli 1890 , betreffend die Gewerbegerichte , der Weg zu dem

sub abezeichneten Ziele ſich bietet . “

Am 16 . Januar 1901 wurde dieſe Reſolution im Plenum des

Reichstages mit großer Mehrheit angenommen .

Demnächſt brachten die Abg . Trimborn , Dr . Hitze und Genoſſen
am 4. Dezember 1903 folgende Interpellation ein ( Nr . 23 der Reichst . ⸗
Druckſ . , 11 . Legislaturperiode J. Seſſ . 1903/1904 ) :

„ Werden die verbündeten Regierungen nunmehr in Aus⸗

führung der Kaiſerlichen Erlaſſe vom 4. Februar 1890 geſetzliche
Beſtimmungen über die Formen in Ausſicht nehmen , in denen

die Arbeiter durch Vertreter , welche ihr Vertrauen beſitzen , an der

Regelung gemeinſamer Angelegenheiten beteiligt und zur Wahr⸗

nehmung ihrer Intereſſen bei Verhandlung mit den Organen der

Regierung befähigt werden ? Darf insbeſondere baldigſt erwartet

werden :

1. die Vorlage eines Geſetzentwurfs behufs Regelung der privat⸗
rechtlichen und öffentlichrechtlichen Verhältniſſe der Berufsvereine ,

insbeſondere hinſichtlich der leichteren Erlangung der Rechts⸗

fähigkeit und der vollen Sicherung des Koalitionsrechts ,
2. die Vorlage eines Geſetzentwurfs , betreffend die Errichtung einer

geordneten Vertretung der Arbeiter ( Arbeitskammern ) „ zum
freien und friedlichen Ausdruck ihrer Wünſche und Beſchwerden “
auch gegenüber den Staatsbehörden ? “



Dieſe am 30 . Januar 1904 von dem Abg . Trimborn begründete
Interpellation ( Stenogr . Berichte der Verhandlungen des Reichstags
S . 601 ff) wurde am gleichen Tage von dem Vertreter der ver⸗
bündeten Regierungen beantwortet . Dieſe Antwort lautete bezüglich
der Schaffung einer Arbeitervertretung wörtlich folgendermaßen
( G. 4. S . 610 ) %

„ Was die Schaffung einer Arbeitervertretung anbetrifft , ſo
iſt beſonders in den Verhandlungen des Reichstags vom
16 . Januar 1901 ausgeführt , daß man die betreffenden Be⸗
ſtimmungen des Gewerbegerichtsgeſetzes erweitern müſſe , um den
Arbeitern Gelegenheit zu geben , im Sinne der Kaiſerlichen Bot⸗
ſchaft vom 4. Februar 1890 in friedlicher Weiſe ihre Wünſche
und Intereſſen ſowohl gegenüber den Arbeitgebern wie gegenüber
den Behörden zu vertreten . Entſprechend den in der genannten
Reichstagsverhandlung ausgeſprochenen Wünſchen hat demgemäß
der §S 75 Abſ . II des Gewerbegerichtsgeſetzes die Faſſung er⸗
halten :

Das Gewerbegericht iſt berechtigt , in gewerblichen Fragen
Anträge an Behörden , an Vertretungen von Kommunal⸗
behörden und geſetzlichen Körperſchaften der Bundesſtaaten
oder des Reichs zu richten .

Damit war bereits ein grundlegender Schritt geſchehen zur
Bildung von Arbeitervertretungen , welche in der Allerhöchſten
Botſchaft vom 4. Februar 1890 verheißen ſind . Die verbündeten
Regierungen ſind bereit , auf dieſer Grundlage Arbeitsvertretungen
weiter auszubauen , welche dem allgemeinen Grundſatz des ge⸗
nannten Allerhöchſten Erlaſſes entſprechen .

Auch bei den Etatsberatungen für die Jahre 1904 und 1905
wurden zur Frage der Arbeitsvertretungen ſeitens der nationalliberalen
und der ſozialdemokratiſchen Partei mehrfache Reſolutionen eingebracht
P 179 , 190 39 der Reichstags⸗Druckſachen , 11 . Legislatur⸗
periode , 1. Seſſ . 1903/1905 —. Nachdem der Vertreter der ver⸗
bündeten Regierungen am 12 . Dezember 1905 abermals die Schaffungvon Arbeitsvertretungen in Ausſicht geſtellt hatte , und die Arbeits⸗
kammerfrage in den Reichstagsverhandlungen vom 1½ 68
9. , 13 . Februar 1906 verſchiedentlich erörtert worden war , kam man
auf dieſe Frage im November 1906 bei der Beratung des Geſetz⸗
entwurfs über die Rechtsfähigkeit der Berufsvereine zurüͤck, bei dieſer
Beratung wurde erörtert , ob man den Berufsvereinen das Wahlrecht
zu den Arbeitskammern zu übertragen habe .

Erneut berührt wurde die Frage der Arbeitskammern in der von
den Abgeordneten Trimborn und Dr . Hitze am 23 . Februar 1907
eingebrachten Interpellation — Nr . 93 der Reichstags⸗Druckſachen ,12 . Legislaturperiode , J. Seſſ . 1907 ) . In der Interpellation heißt
E8 Afiter II ;

.
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„Iſt der Herr Reichskanzler in der Lage , nähere Mit⸗

teilungen zu machen über Organiſation , Umfang und Auf⸗
gaben der in der Erklärung des Grafen Poſadowsky vom
30 . Januar 1905 in Ausſicht geſtellten Arbeitskammern

ſowie über den Zeitpunkt , bis wann eine bezügliche Vorlage
zu erwarten ſteht ?“

In der Begründung ( am 9. März 1907 ) betonte der Abgeordnete
Trimborn , daß — im Gegenſatz zu dem Reichstagsbeſchluſſe vom
16 . Januar 1901 — nunmehr überwiegend die Schaffung ſelb⸗
ſtändiger Arbeitskammern verlangt werde . Die ſpäter auch von den

Abg . Hoch , Dr . Mugdan , Schack und Giesberts beſprochene Inter⸗

pellation wurde von dem Vertreter der verbündeten Regierungen dahin
beantwortet , daß die Vorlegung eines Geſetzentwurfs über Arbeits⸗

kammern , über den mit den preußiſchen Reſſorts noch Beratungen
gepflogen würden , bevorſtehe .

Endlich iſt unter dem 6. Dezember 1907 von den Abg . Graf
Hompeſch , Dr . Schaedler , Dr . Spahn und Gröber eine Reſolution
dahin eingebracht worden ,

„die verbündeten Regierungen um alsbaldige Vorlegung von

Geſetzentwürfen zu erſuchen , welche bezwecken ,

3. die Errichtung von Arbeitskammern zum freien und friedlichen
Ausdrucke der Wünſche und Beſchwerden der Arbeiter . “ ( Nr . 517

der Reichst⸗Druckſachen , 12 . Legislaturperiode , J. Seſſ . 1907 . )

Dieſe Reſolution wurde vom Reichstag in der Verhandlung
vom 11 . März 1908 angenommen ( Stenogr . Berichte des Reichstags
S . 3758 ) .

Wie im Reichstage , ſo ſind auch in den parlamentariſchen Ver⸗

tretungen verſchiedener Einzelſtaaten — ſo z. B . in Bayern , Württem⸗

berg und Baden — Anträge auf Errichtung von Arbeitervertretungen
geſtellt worden . Zur Erlaſſung von Geſetzen iſt es deswegen nicht

gekommen , weil man die Erledigung der Aufgabe als Sache der

Reichsgeſetzgebung anſah . “
Die erſte Leſung fand am 15 . und 16 . Januar 1909 ſtatt .

Abg . Trimborn wies auf das lange Zaudern der Regierung
hin ; man könne da nicht mehr von einem Automobiltempo ſprechen .
Er ſtellte ſich zu dem Grundgedanken des Entwurfes : Arbeitskammern

auf fachlicher Grundlage freundlich . Die Einbeziehung des Hand⸗
werks billigte er , forderte aber auch die Unterſtellung der ſtaatlichen
Betriebe unter die Arbeitskammern .

„ Herr Staatsſekretär , ich beglückwünſche Sie zu der Löſung der
Frage des Wahlrechts . Das haben Sie famos gemacht ! ( Große
Heiterkeit ! ) Es hat mich ſehr gefreut , daß Sie die Grundſätze des
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erſten Entwurfs preisgegeben haben , und die Schnelligkeit dieſer Be⸗
kehrung mußte einem bei einem Staatsſekretär imponieren . (GroßeHeiterkeit . ) Wir haben alſo das allgemeine , direkte und geheime Wahl⸗recht nach dem Proporz . Ausgeſchloſſen ſind oder erſcheinen nach der
Vorlage die Sekretäre der Arbeitgeber⸗ und der Arbeitnehmervereine ,alſo die Arbeiterſekretäre , die Gewerkſchaftsſekretäre und ähnlichePerſönlichkeiten . Das halten wir für einen Fehler Widerſpruch bei den
Nationalliberalen ) — für einen nicht unerheblichen Fehler der Vorlage . “Der Sozialdemokrat Legien trat für Schaffung einer Arbeiter⸗kammer ein . Der Entwurf wurde an eine Kommiſſion verwieſen ,über deren Arbeiten der Abg . Dr . Will Bericht erſtattete . Seff1907/09 Druckſ . Nr . 1418 . ) Durch den Schluß der Seſſion wurdedie Verabſchiedung des Entwurfes unmöglich .

59 . Veber die ſchwarzen Liſten brachte das Zentrum am4. November 1908 folgende Interpellation ein :
„Iſt dem Herrn Reichskanzler bekannt , daß durch „ſchwarze Liſten “ undVereinbarungen ähnlicher Art Arbeiter und Privatangeſtellte in ihrem wirtſchaft⸗lichen Fortkommen gehindert werden ? Was gedenkt der Herr Reichskanzler zutun , um ſolche die Freiheit des Arbeitsvertrages oder die geſetzlich garantierteKoalitionsfreiheit hindernde Maßnahmen zu unterdrücken ?“

(J. Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr. 1005 . )Am 29 . Januar 1909 wurde die Anfrage vom Abg . Giesbertsbegründet , wie ſchon am 4. November 1908 und 12 . Januar 1909derſelbe Abgeordnete und der Abg . Nacken die Frage behandelt hatten .„ Das Syſtem der Arbeitsſperre , um das es ſich gegenwärtighauptſächlich handelt , ſpeziell ſoweit die Berg⸗ und Metallinduſtrie inFrage kommen, iſt die Arbeitsſperre , um dem häufigen Arbeiterwechſelvorzubeugen , alſo die Boykottierung von Arbeitern vermittels ſchwarzerLiſten als Strafe dafür , daß ſie einem Arbeitgeber entweder unterordnungsmäßiger Kündigung oder auch unter Kontraktbruch weg⸗gegangen ſind . Ganz neu iſt auch dieſe Methode nicht. Es war mirintereſſant , aus den Verhandlungen des hohen Hauſes im Jahre 1889nach dem großen Bergarbeiterſtreik feſtſtellen zu können , daß der Ab⸗
geordnete Stötzel von unſerer Partei ſchon damals auf dieſe Artvon Arbeitsſperren hingewieſen hat , und zwar unter Bezugnahme aufein Rundſchreiben , das vom Bergbaulichen Verein herausgegebenwurde . “ Der Redner wandte ſich dann beſonders gegen die „ſchwarzenLiſten “, die gegen Techniker und Steiger geführt werden . Staats⸗ſekretär von Bethmann⸗Hollweg lehnte das gewünſchte geſetzgeberiſcheEinſchreiten ab und hoffte von den Arbeitskammern eine Milderungder Gegenſätze . In der Beſprechung der ſozialdemokratiſchen An⸗

frage über die Werkspenſionskaſſen (I.Seſſ . 1907,09 Druckſ . Nr . 1323)am 29 . April und 4. Mai 1909 erklärte der Abg . Giesberts :
„ Wir chriſtlichen Arbeiter wollen durchaus nicht die Beſeitigungder Penſionskaſſen , wir wollen nur eine zeitgemäße Reform . Wir
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wollen einerſeits diejenigen Dinge beſeitigt wiſſen , die uns bezüglich
der Koalitionsfreiheit und Freizügigkeit beſchränken , und wir wollen

andererſeits eine größere Sicherheit für das Geld haben , das wir

ſelbſt in die Kaſſen hineinzahlen , und es fordert Billigkeit und Ge⸗

rechtigkeit , daß dies durch das Geſetz gewährleiſtet wird . “

60 . Eine ſozialpolitiſche Umſchau hielt der Abg . Trimborn
als Einleitung zur ſozialpolitiſchen Debatte am 4. Februar 1909 .
Dabei trat er in erſter Linie für folgende Anträge des Zentrums
ein : „die verbündeten Regierungen zu erſuchen , die Schutzvorſchriften
der Bundesratsverordnung vom 19 . Dezember 1908 , betreffend Be⸗
trieb der Anlagen der Großeiſeninduſtrie , dahin zu ergänzen , daß

1. die regelmäßige Dauer der Arbeitszeit auf höchſtens 10 Stunden

feſtgeſetzt wird ;
2. die achtſtündige Arbeitsſchicht für die vor dem Feuer be⸗

ſchäftigten Arbeiter eingeführt wird ;
die Sonntagsarbeit tunlichſt verboten wird ;

4. die notwendige Ueberarbeit auf das geringſte Maß beſchränkt
wird ;

5. Vorſchriften über die hygieniſche Beſchaffenheit der Arbeits⸗

räume , der Waſch - und Badeeinrichtungen uſw . aufgenommen
werden . “ (I . Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1104 . )

Dann ging er die einzelnen Wünſche der Arbeiterſchaft durch
und meinte am Schluſſe :

„ Wenn man über die Fülle von Reſolutionen ſozialpolitiſcher Art

klagt , dann bedenke man doch : jeder Stand hat eben ſeine Wünſche ,
und jeder Stand verlangt dringend nach Befriedigung dieſer Wünſche .
Ich habe zuweilen eine ſeltſame Beobachtung gemacht : diejenigen , die

den Stillſtand der Sozialpolitik herbeiſehnen , verlangen dieſen Still⸗

ſtand nur bezüglich der Wünſche der anderen Stände ; für ihren eigenen
Stand aber muß Scozialpolitik gemacht werden . Nehmen Sie doch
jeden , der ſich über die Ueberfülle der ſozialpolitiſchen Maßnahmen
beklagt , aufs Korn und fragen Sie einmal , ob ſeine eigenen Wünſche
auch beiſeite geſtellt werden ſollen , und dann wird er Ihnen bald

ſagen : nein , das entſpricht nicht meinem Wunſche ! Eine nüchterne
Betrachtung der Dinge führt zu dem Ergebnis , daß es einen Still⸗

ſtand auf ſozialpolitiſchem Gebiete nicht geben kann , die Entwicklung
bringt eben neue Geſtaltungen des gewerblichen Lebens , damit neue

Mißſtände und neue Wünſche . Das liegt in der Natur der Sache . “
Staatsſekretär von Bethmann⸗Hollweg ſagte zu, daß die Ver⸗

ordnung über die Großeiſeninduſtrie ausgebaut werden ſoll. Der

Geſetzentwurf über die Privatbeamtenverſicherung werde in Bälde
publiziert werden . Die geſetzliche Regelung der Tarifverträge ſoll in
der Gewerbeordnungskommiſſion in Angriff genommen werden . Die

D
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Reichsverſicherungsordnung wurde im April 1909 publiziert . Die
Vorarbeiten für Ausdehnung der Sonntagsruhe ſind im Gange .

*

Die Verhältniſſe der Bergarbeiter kamen eingehend zur Sprachebei der Interpellation des Zentrums (I. Seſſ . 1907/1909 Druckſ .Nr . 1033 ) über das Radboder Grubenunglück , wobei Abg . Wiedebergdie Anträge begründete ( 24 . und 25 . November 1908 ) :
„ Die Bergarbeiter ſind im allgemeinen der Anſicht , daß die

heutige Kontrolle der Gruben bei weitem nicht ausreicht ; ſie haben
zu dem beſtehenden Syſtem kein Vertrauen , ſie verlangen , daß man
auch erfahrene , aus ihrer Mitte in geheimer Abſtimmung gewählteMänner mit zur Grubenkontrolle heranzieht.

Eine alte Forderung iſt auch die auf Einführung eines Reichs⸗
berggeſetzes , wenigſtens ſoweit wie die Arbeiterverhältniſſe in Fragekommen . Die Bergarbeiter ſtehen heute unter einem Ausnahme⸗verhältnis . Während die ſonſtigen gewerblichen Arbeiter der Gewerbe⸗
ordnung unterſtehen , gelten für die Bergarbeiter gerade in den wichtigſtenFragen wie Arbeitsvertrag , Betriebsſtättenſchutz , Arbeitszeit , Knapp⸗ſchaftsweſen , die verſchiedenen landesgeſetzlichen Beſtimmungen . Nurdie Beſtimmungen über Sonntagsruhe , jugendliche Arbeiter und
Arbeiterinnen und Koalitionsrecht ſind reichsgeſetzlich. Dieſe durchnichts begründete Inkonſequenz drängt auf die reichsgeſetzliche Regelung . “Dann forderte er ſcharfe Unterſuchung und rüchſichtsloſe Beſtrafungder Schuldigen . Die Unterſuchung iſt noch nicht abgeſchloſſen.Den Wunſch auf Anſtellung von Baukontrolleuren aus dem
Arbeiterſtande vertrat der Abg . Wiedeberg ( 14. Januar 1909) .

E. Die Cätigkeit des Zentrums zugunſten der Beamten
und Angeſtellten des Reichs .

61 . Die neue Beſoldungsordnung ( . Seſſ . 1907/09 Druchſ .Nr . 1022 ) war mit dem Zuſtandekommen der Reichsfinanzreform engverkettet .

Die Vorlage erſtreckte ſich auf die Einkommensver hältniſſe der
Offiziere , der Unteroffiziere und der Reichsbeamten . Dazu kommen
die Einkommensverbeſſerungen der nichtetatsmäßigen Beamten . Es
iſt noch ferner eine Beſſerſtellung der Mannſchaften durch Erhöhungihrer Bezüge und Uebernahme der Koſten für das Putzzeug auf
Reichsfonds vom 1. April 1909 ab in Ausſicht genommen , ſowie eine
Neuregelung des Geſchäftszimmer⸗ und des Stallſerviſes von dem
gleichen Zeitpunkte .

Alle dieſe Maßnahmen erfordern für 1908 einen Mehraufwandvon 75½ Mill . Mark und für 1909 einen ſolchen von 99½ Mill .



Mark und gehen in ihrem Umfang und ihren Erforderniſſen an die

Finanzen weit über alles hinaus , was bisher im Reiche auf einmal

zugunſten der Verſorgungsberechtigten geſchehen iſt . Die allgemeine
Gehaltsaufbeſſerung im Jahre 1897 hat für Offiziere und Beamte

nur einen Koſtenaufwand von 9½ Mill . Mark jährlich erfordert .

Iſt es nun auch gewiß mit Freude zu begrüßen , wenn durch
die gedachten Aufwendungen das Einkommen von hunderttauſenden
Angeſtellten erhöht , ihre Lebenshaltung erleichtert , ihre Arbeitsfreudig⸗
keit und ihre Hingebung an die öffentlichen Intereſſen gehoben wird ,
ſo iſt doch andererſeits als Kehrſeite nicht die ſchwere finanzielle Be⸗

laſtung zu verkennen , welche dem Reiche daraus erwächſt . Bei allem

Wohlwollen für die Angeſtellten war daher eine Beſchränkung der

Gehaltsaufbeſſerungen auf das Maß des Notwendigen geboten . Es

mußte überall die mittlere Linie zwiſchen den vielfach weit geſteckten
Anſprüchen und Wünſchen und der ſchuldigen Rückſicht auf die

finanzielle Leiſtungsfähigkeit des Reichs genommen werden . Auch
konnte die Rückwirkung nicht außer Betracht bleiben , welche ſich aus

den Beſoldungsaufbeſſerungen der Reichsbeamten nicht nur auf die

bundesſtaatlichen und Gemeindebeamten , ſondern auch auf die im

Handel und in der Induſtrie Angeſtellten ſowie auf die ländlichen
Arbeiter ergibt .

Die im Intereſſe der Offiziere und Beamten ſowie ihrer Hinter⸗
liebenen in den letzten beiden Jahren eingeführten Verbeſſerungen

haben folgende Aufwendungen nötig gemacht :

a) die Erhöhung des Wohnungsgeldzuſchuſſes
für Leutnants und Unterbeamte rund . . 7800 000 M.

b) die Gehaltsaufbeſſerungen im Jahre 1907 1800 000 „

c) das Offizier⸗ und Mannſchaftsverſorgungs⸗
geſetz im Beharrungszuſtande . . 18 000 000 „

d) die Penſionsnovelle für die Beamten im

Beharrungszüſtande 45000b0

e) das Militärreliktengeſetz im Beharrungs⸗

Juſtondeee
f ) das Beamtenhinterbliebenengeſetz im Be⸗

harrungszuſtande . „„ 1300 000 „

zuſammen 34 900 000 M.

Werden hierzu die Koſten gerechnet , welche dieſe Vorlage un⸗

mittelbar und mittelbar verurſacht , ſo ergibt ſich, daß die Maßnahmen
im Intereſſe der Angeſtellten des Reichs und ihrer Familien ſchon

im Jahre 1909 einen Mehraufwand von 134 Mill . Mark erfordern .

Die Betreffenden werden ſich hiernach über mangelnde Fürſorge zu be⸗

klagen keinen Anlaß haben . Soweit ging ſchon die Vorlage . Nun

hat die Kommiſſion und der Reichstag die einzelnen Gehaltsſätze noch
erheblich erhöht , ſo daß eine Mehrbelaſtung von 116 - 117 Mill .
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Mark eintrat . Die Kommiſſion hat eine Subkommiſſion eingeſetzt ,um alle Petitionen durchzuarbeiten ; dieſer gehörten vom Zentrum ful
an die Abg . Erzberger , Hamecher , Nacken und Dr . Will (Straßburg). leDie Beratungen in der Kommiſſion zogen ſich ſehr lange hin . fil
Zunächſt verſuchte man mit Vertretern des preußiſchen Landtages zu m keiner Einigung in der Frage des Wohnungsgeldzuſchuſſes und der Nul
Ortsklaſſeneinteilung zu gelangen . Man verſtändigte ſich über die Re
Grundſätze ; aber im preußiſchen Abgeordnetenhauſe wurde an dieſer atVerſtändigung nicht feſtgehalten ; man wählte dort einfach den Ausweg ,alle Verbeſſerungen der Vorlage anzunehmen , aber die deklaſſierten
Orte wieder zu erhöhen ; dagegen die beſtehenden Sätze nur um ½
zu erhöhen . Im Reichstage machte man ſich nun in zahlloſen Sitzungender Subkommiſſion und der Referenten an eine genaue Prüfung aller
eingelaufenen Petitionen ; 102 Orte wurden in eine höhere Ortsklaſſe 0
verſetzt , als die Regierung ſie vorſchlug . Bei der Prüfung dieſerPetitionen ging man von folgendem Maßſtabe aus :

a) entweder legte man den Einheitszimmerpreis nach den Er⸗
hebungen von 1907 zugrunde und zwar nach den amtlichen Er⸗
hebungen und nach den eigenen Angaben der Beamten oder

b) man ſetzte feſt , daß als Wohnungsgeldzuſchuß / der tat⸗
ſächlichen Miete erſetzt werden ſoll ; als Durchſchnittswohnung nahm
man die Vier⸗ bis Fünfzimmerwohnung des mittleren Beamten . Wo
nach der vorgeſchlagenen Ortsklaſſeneinteilung dieſe / nicht erſetzt
wurden , ſetzte man den Ort um eine Klaſſe höher . Auf dieſe Weiſe habeglaubte man eine gute Grundlage geſchaffen zu haben . Der Wohnungs⸗
zuſchußtarif ſelbſt wurde in folgender Weiſe normiert :

Jahresbetrag für Tarifklaſſe

Ortsklaſſe „ i
Mark Mark Mark Mark Mark Mark

A 2100 1680 1300 570 800 480
B 1680 1260 920 440 630 360
0 12601020800360 3³0 290
D 1080900 720 300 450 220
E 900 810 630 220 330 150

Penſionsfähig 1404 1134 [ 874 [ 378 [ 546 300
Da für die Unterbeamten erſt 1906 der Satz um 50 % erhöht

wurde , mußte man ſich jetzt mit einem Zuſchlag von 33½ / » / be⸗
gnügen , was gegen 1906 eine Erhöhung um 100 darſtellt . Für
die oberen Beamten in den größeren Städten wurde eine Erhöhung
um 40 bis 45 ¾, in den Klaſſen D und E um 50 % beſchloſſen .
Preußen will in ſpäteſtens zwei Jahren ſich dieſem Tarif anſchließen .



Für die Beratung der Beſoldungsordnung ſelbſt wurden ver⸗

trauliche Vorbeſprechungen unter allen Fraktionen abgehalten . Dieſe
zeitigten einen gemeinſchaftlichen Antrag , der recht weſentliche Er⸗

höhungen von insgeſamt 33 Millionen Mark brachte . Der Bundes⸗
rat erklärte dieſen aber einmütig als unannehmbar , ſo daß die ganze
Vorlage in Gefahr ſtand , zu fallen . Die Mehrheitsparteien , welche
die Finanzreform machten , ſahen ſich daher genötigt , einen Vermittlungs⸗
antrag zu ſtellen , der von den Beſchlüſſen der erſten Leſung viel

aufrecht erhält , aber nur 16 Millionen Mehrausgaben fordert , er

brachte der Beamtenſchaft immerhin noch eine ſehr erhebliche Auf⸗
beſſerung , wie folgende Gegenüberſtellung zeigt :

Klaſſe : Vorlage : Geſetz :

1. Landbriefträger : 1000 —1200 M. 1110 —1400 M.

2. Poſtſchaffner : 11001600 „ 11001700 „
3. Geh . Unterbeamten : 1400 —2000 „ 1400 —2100 „
4. Poſtaſſiſtenten : 1650 —3300 „ 1800 —3300 „
5. Poſtſekretäre : 18004000 „ 1800 —- 4200 „

Im Plenum wurden allerdings wieder auf Antrag der National⸗

liberalen die höheren Sätze der Kommiſſion angenommen , obwohl die

Regierung ſie dreimal als unannehmbar erklärt hatte . Am 13 . Juli
1909 erkärte darauf Staatsſekretär Sydow in der dritten Leſung :

„ Meine Herren , mit Zuſtimmung der verbündeten Regierungen
habe ich folgendes zu erklären :

Der Reichstag hat geſtern zur zweiten Leſung der Beſoldungs⸗
vorlage über die Gehälter der Unterbeamten und der Aſſiſtenten An⸗

träge angenommen , welche über die von der Budgetkommiſſion vor⸗

geſchlagenen Gehaltsſätze hinausgingen und von den Vertretern der

verbündeten Regierungen bereits als unannehmbar bezeichnet worden ſind .
Die Gründe der verbündeten Regierungen ſind ſowohl in der

Budgetkommiſſion als auch im Plenum ſo eingehend dargelegt , daß
ich auf ihre Wiederholung verzichten kann .

Der Bundesrat hat ſich geſtern noch einmal mit der Angelegenheit

beſchäftigt und beſchloſſen , dem Beſoldungsgeſetze die Zuſtimmung zu

verſagen , falls bei der endgültigen Beſchlußfaſſung des Reichstags
über die von der Kommiſſion angenommenen und vom Bundesrat

zugeſtandenen Gehaltsſätze in irgend einem Punkte hinausgegangen
werden ſollte .

Hiernach liegt das Schickſal der Vorlage in Ihrer Hand . ( Leb⸗
hafte Unruhe bei den Sozialdemokraten . — Zurufe : Unglaublich ! )

Wollten Sie die geſtern gefaßten , vom Bundesrat abgelehnten
Beſchlüſſe aufrecht erhalten , ſo würde das Beſoldungsgeſetz ſcheitern,
und infolge von Meinungsverſchiedenheiten , die nur einige Beamten⸗

klaſſen betreffen , die Geſamtheit der von der Vorlage bedachten Be⸗

amten , Offtziere und Unteroffiziere der zahlreichen Verbeſſerungen
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verluſtig gehen , die ihnen ſowohl in den Gehältern als auch in den 0Wohnungsgeldzuſchüſſen von der Regierung gern zugewendet wordenwären .
Als irrig würde ſich die Meinung erweiſen , es wäreſpäter für die Beamten mehr zu erreichen . Bei etwaigerWiedereinbringung der Vorlage im nächſten Jahre werden weitere 0Zugeſtändniſſe von der Regierung nicht zu erlangen ſein ( Zuruf beiden Sozialdemokraten : Abwarten ) , wohl aber würde die Rückwirkungder Vorlage bis zum 1. April 1908 dann nicht mehr in

Frage kommen . ( Hört ! hört ! rechts . — Na ! na ! bei den Sozial⸗demokraten . ) Hiernach kann ich namens der verbündeten Regierungennur noch einmal dringend empfehlen , im Intereſſe des Zuſtande⸗kommens der Vorlage , beſonders aber im Intereſſe der Beamten ſelbſt,auf den Boden der Kommiſſionsbeſchlüſſe zu treten . ( Bravol rechts . )“Daraufhin wurden die Beſchlüſſe der Kommiſſion mit 234 gegen80 Stimmen der Freiſinnigen und Sozialdemokraten ſowie einigerNationalliberaler wieder angenommen . Das Geſetz ſelbſt fand mit315 Stimmen Annahme ; 13 Polen enthielten ſich . Die National⸗liberalen gaben alſo am 13 . Juli ſelber preis , was ſie am 12 . Julinoch beantragt hatten .
Noch nie iſt ſeit dem Beſtehen des Reichstages eine ſolch ge⸗waltige Aufbeſſerung für die Beamtenſchaft beſchloſſen worden . Eswäre ganz unverantwortlich geweſen , die ganze Vorlage daran ſcheiternzu laſſen , weil nicht alles erreicht wurde ; das iſt eine Politik vonKindern , die heute ſelbſt die Sozialdemokratie nicht mehr befolgt .Wenn einige Beamtenklaſſen auch dieſe Politik wünſchten , ſo konntedas Zentrum dieſelbe doch nicht mitmachen, da alle Beamten daruntergelitten hätten und im Herbſt keine beſſere Vorlage gekommen wäre .Die Rückwirkung auf den 1. April 1908 aber wäre den Beamtenſicher verloren gegangen und damit insgeſamt 180 Millionen Mark .Das Zentrum hat auch hier praktiſche Politik getrieben und die Beamten⸗

ſchaft muß ihm dankbar ſein , daß es eine Aufbeſſerung von 116 Mill .Mark durchbringen konnte .
I. diVon den Verbeſſerungen des Reichstages ſeien hier folgendemitgeteilt : 1. Die Kommiſſion hat auf Antrag des Abg . Erzberger 2einen vollſtändigen Geſetzentwurf ausgearbeitet , welcher eine Reihe 1von Rechtsgarantien in Gehaltsfragen für die Beamten enthält , z. B. : II. he1. Regelung des Beſoldungsdienſtalters ; 2. Anrechnung der Diäten⸗ dezeit , 3. Anrechnung von Militärdienſtzeit über neun Jahre ; 4. Be⸗

Nſchwerden bei Verſagen der Aufrückung ; 5. Mitteilung von nach⸗teiligen Perſonaleinträgen und 6. Mehrausgabe von 16 Mill . Mark 69über die Vorlage hinaus .
Wüohät

62 . Auf die verminderung der Reiſekoſten der 6Beamten zielen folgende Anträge des Zentrums in der Budget⸗ 11kommiſſion (Berichterſtatter Abg . Erzberger ) hin : gh
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I. zur Herbeiführung von Erſparniſſen eine Aenderung der Ver⸗

ordnung vom 25 . Juni 1901 über die Tagegelder , Fuhrkoſten
und Umzugskoſten eintreten zu laſſen unter Beachtung folgender
Geſichtspunkte : daß
1. die beſtehenden Tagegelderſätze für Dienſtreiſen an ein und

demſelben Tage verkürzt werden ;
2. bei Berechnung der Tagegelder vom Antritt der Reiſe ab

je 24 Stunden als ein Tag gerechnet werden , und daß bei
36 Stunden der 1½ fache Tageſatz gewährt wird , bei
48 Stunden der doppelte uſw . ;

3. bei länger dauerndem Aufenthalt außerhalb des dienſtlichen
Wohnſitzes eine Ermäßigung eintritt ;
die Vergütung für die Zu⸗ und Abgänge fortfällt ;
für Eiſenbahn⸗ und Seereiſen der notwendig entſtandene tat⸗

ſächliche Aufwand entſchädigt wird , oder wenn ſich dieſer
Regelung Schwierigkeiten entgegenſtellen ſollten , daß für die

Fuhrkoſten im Inland Kilometergelder unter tunlichſt enger
Annäherung an die wirklichen Tarifſätze oder für Seereiſen
neben der Bezahlung des Fahrpreiſes mit Verpflegung ver⸗

verkürzte Tagegelder gewährt werden ;
die Pauſchalierung allgemeiner durchgeführt wird ;
die Umzugskoſten unter tunlichſter Berückſichtigung folgender
Geſichtspunkte feſtgeſetzt werden :

a) nach den notwendigen Auslagen für Ueberführung des

Hausrates ;
b) Erſatz der Fuhrkoſten für die zum Hausſtande gehörigen

Perſonen ;
c) Erſatz der Fuhrkoſten für eine beſondere Reiſe behufs

Aufſuchens einer Wohnung durch den Beamten und ein

erwachſenes zu ſeinem Hausſtande gehörendes weibliches
Familienmitglied ;

d) erhebliche Herabſetzung der allgemeinen Koſten ;

S

II . die Verordnung über die Tagegelder , die Fuhrkoſten und die

12

Umzugskoſten der geſandtſchaftlichen und Konſularbeamten vom

23 . April 1879 gemäß den unter 1 genannten Geſichtspunkten
zu ändern ;

behufs Vornahme der ſich aus J ergebenden Aenderungen in

der Reiſeordnung für Perſonen des Soldatenſtandes ſich mit der

Militärverwaltung in Verbindung zu ſetzen .

63 . Offene Führung der Perſonalakten forderte folgende
Reſolution des Zentrums : „ Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , an⸗

zuordnen , daß jedem Beamten von den Einträgen in den Perſonal⸗
akten , die ſich auf ſeine perſönlichen Verhältniſſe beziehen , Kenntnis

zu geben iſt . “ (J. Seſſ . 1907/09 Nr . 1243 . )
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Der Antrag fand Annahme , nachdem er ſchon in der Kommiſſion

begründet worden war .

64 . Die Baftung des Reiches für ſeine Beamten bringtein Geſetzentwurf (J. Seſſ . 1907/09 Druckſ . Nr . 1343 ) , der in ſeinen
grundlegenden Paragraphen beſtimmt :

„ § 1. Verletzt ein Reichsbeamter ( § 1 des Reichsbeamtengeſetzes ) in Aus⸗
übung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt vorſätzlich oder fahrläſſig die ihmeinem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht , ſo trifft die im § 839 des
Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmte Verantwortlichkeit an Stelle des Beamten das
Reich . Iſt die Verantwortlichkeit des Beamten deshalb ausgeſchloſſen , weil er den
Schaden im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder in einem die freie Willens⸗
beſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit ver⸗
urſacht hat , ſo hat gleichwohl das Reich den Schaden zu erſetzen , wie wenn demBeamten Fahrläſſigkeit zur Laſt fiele , jedoch nur inſoweit , als die Billigkeit die
Schadloshaltung erfordert . Perſonen des Soldatenſtandes , mit Ausnahme der⸗
jenigen des Königlich Bayeriſchen Kontingents , ſtehen im Sinne dieſes Geſetzesden Reichsbeamten gleich. §S 2. Das Reich kann von dem Beamten Erſatz des
Schadens verlangen , den es durch die im §S1 Abſ. 1 beſtimmte Verantwortlichkeiterleidet . Der Erſatzanſpruch verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in
welchem der Erſatzanſpruch des Dritten dieſem gegenüber von dem Reiche anerkanntoder dem Reiche gegenüber rechtskräftig feſtgeſtellt iſt . “

Abg . Dr . Spahn begrüßte in der erſten Leſung ( 5. Mai 1909 )
den Entwurf und machte eine Reihe von Verbeſſerungsvorſchlägenfür die Kommiſſion .

65 . Für die Wünſche einzelner Beamtenkategorientraten eine Reihe von Zentrumsabgeordneten ein . Abg . Hamecher
für die Poſtbeamten ( 6. März 1909 ) ebenſo Duffner ( 5. März 1909) ,Dr. , Will ( Straßburg ) , Becker ( Köln ) , Schwarze (Lippſtadt ), Sir ,
Schirmer und Kohl für die Militärbeamten und Arbeiter in den
techniſchen Inſtituten ( 23. März 1909 ) , Dr . Will ( Straßburg ) und
Schirmer für die Beamten und Anwärter der Reichseiſenbahnen
( 1. April 1909 ) .

66 . Gegen die Vermehrung des Beamtenkörpers und
für volle Ausnutzung der Arbeitskraft der Beamten führte dieſen Winter
der Abg . Erzberger bei nahezu jedem Reſſort einen ſcharfen Kampf ;
er erzielte am Schluſſe , daß der Reichstag folgenden Reſolutionen
zuſtimmte :

1. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen An⸗
ordnungen zu treffen , durch welche einheitliche Beſtimmungen
für ſämtliche Reichsreſſorts feſtgeſetzt werden
1. über die Pauſchalbergütungen an Beamte , betreffend Schreib⸗

gerätſchaften ,
2. über die Beſchäftigung der Bureaubeamten .

Der genannte Abgeordnete führte u. a. am 15 . Februar 1909
im Plenum aus : „ Wir haben zu unſerem Erſtaunen in der Kommiſſion

lfl
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erfahren, daß ein großer Teil der mittleren Beamten beim Reichs⸗eiſenbahnamt nur ſieben und der andere Teil gar nur ſechs Stunden
beſchäftigt iſt . Daraufhin habe ich am letzten Freitag dem WunſcheAusdruck gegeben , daß unſer Beamtenperſonal durchgängig mindeſtensacht Stunden beſchäftigt werde. Ich habe geglaubt , daß ich für dieſeForderung am meiſten Zuſtimmung gerade bei unſeren Beamten
finden würde . Darin habe ich mich aber bitter getäuſcht ; denn es
ſind mir noch nie ſo viel unflätige Zuſchriften aus Beamtenkreiſen
zugegangen wie auf dieſe meine Anregung hin . “

Von tüchtigen und fleißigen Beamten waren auch eine Reihevon Zuſtimmungsſchreiben eingegangen . Bei der Beratung des Poſt⸗etats ſprach ſich derſelbe Abgeordnete gegen die raſche Vermehrungder höheren Stellen aus :

„ Nun muß ich auf den auffallenden Widerſpruch hinweiſen , der in der
Reſolution zu Tit . 20 liegt , dem Antrag des Abgeordneten Beck. Der HerrBerichterſtatter Beck verlangt in der Reſolution zu Tit . 20 mit uns , daß wir nichtmehr Poſtämter erſter Klaſſe haben möchten , und der Herr Abgeordnete Beck
verlangt , daß wir noch mehr derartige Poſtämter ſchaffen ſollen . Geiterkeit. )Ja , Herr Abgeordneter Beck, ich muß da mit dem Herrn Staatsſekretär ſagen :909 entweder — oder ! — aber nicht bald ſo, bald ſo. Halten Sie Ihren Antrag ,Abſchaffung der mehreren Stellen , aufrecht , dann gehen Sie logiſch vor ; aber Sie
dürfen nicht für die Reſolution ſtimmen , welche eine Verminderung der Aemter
verlangt . In dem einen Atemzuge eine Vermehrung , in dem andern Atemzugeeine Verminderung zu verlangen , das iſt nicht logiſch . “ ( Zuruf von den Sozial⸗ien demokraten : Das iſt aber nationalliberal ! — Große Heiterkeit . )

1 87ι838
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